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JOSEF PAUSER 

„Verspllen / ist kein Spll / noch. Schertz" 
fN Geldspiel r Policey in den österreichischen r.. 

der Frühen Neuzeit*

 

 Einleitung 

Als Dr. Hippolytus Guarinoni (1571-1654)1  zu Anfang des 17. Jahr-
hunderts sein umfangreiches „kultur- und moralhygienisches Werk°` von den vielfältigen „Grewel der Verwüstung Menschlichen Ge-schlechts"2  verfaßte und darin sowohl die „Natürlichen / als Christ-lieb- und Politischen / darwider streitbaren Mittlen" ausbreitete, 
nahm er auch Stellung zu einem anscheinend virulenten Problem nicht nur seiner Zeit: dem Spiel und seinen Folgen. Er widmete den damals geläufigsten Spielen, dem Karten-, dem Würfel-, aber auch 
dem Brettspiel sogar ein eigenes Kapitel3  in seiner „medizinischen 

" Verwendete Abkürzungen: ARS = Arhiv Republike Sloveniie/Ljubljana; HHStA Wien, MEA RTA = Haus-, Hof- und Staatsarchiv/Wien, Erzkanzlerarchiv Reichstags-akten; NÖLA/StA bzw. RA = Niederösterreichisches Landesarchiv/St. Pölten, Stän-

 

disches Archiv bzw. Regierungsarchiv; ÖNB = Österreichische Nationalbibliothek/ Wien; PO = Policeyordnung;  RTA JR  II bzw. IV = ADOLF WERDE (Bearb.), Deutsche Reichstagsakten unter Kaiser Karl V. II bzw. IV (= Deutsche Reichstagsakten Jüngere Reihe II/IV), Göttingen 1962/1963; StmkLA = Steiermärkisches Landesarchiv/Graz; TLA = Tiroler Landesarchiv/Innsbruck; TLO = Tiroler Landesordnung; WStLA = Wiener Stadt- und Landesarchiv/Wien. 
I Vgl. JÜRGEN BÜCKING, Kultur und Gesellschaft in Tirol um 1600. Des Hippolytus Guarinonius „Grewel der Verwüstung Menschlichen Geschlechts" (1610) als kulturge-schichtliche Quelle des frühen 17. Jahrhunderts, Lübeck u. a. 1968; Hippolytus Guari-nonius (1571-1654). Zur 300. Wiederkehr seines Todestages, hg. von ANTON DöRRER u. a., Innsbruck 1954; sowie ELmAR LOCHER (Hg.), Hippolytus Guarinonius im interkulturellen Kontext seiner Zeit. Acta der Tagung Neustift 1993 (Essay & Poesie 2), Bozen 1995. 2  Ein reprographischer Nachdruck der Ausgabe Ingolstadt 1610: HarroLxTus GuARI-

 

NONIus, Die Grewel der Verwüstung Menschlichen Geschlechts, Bd. I—II, hg. von ELMAR LOCHER, Bozen 1993 (1.-4. Buch), Bozen 1995 (5.-7. Buch). 
3  GvARINONIus, Grewel (Anm. 2), 6. Buch/XXX. Kapitel: „Vom Grewel der vnmann-

 

baren / vnnd nicht fast erbaren / wie auch faulen und trägen Vbung deß Karten- und Würffels- oder Brettspils". 
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Policey",4  in dem er neben einer Vielzahl moralischer und didaktisch 
inspirierter Beispiele und Reden diese Formen des Spiels bzw. deren 
Folgen als für die Gesundheit des Menschen abträglich beschrieb. 
Nach Guarinoni war „Verspilen / [. , ] kein Spil / noch Schertz / sonder 
ein Bitterkeit / ein Marter und Jammer / und Würg- und nagender 
Wurm deß Gemüts".5  Guarinoni war Trientiner Abstammung. Er 
wuchs in Trient, später aber am Kaiserhof zu Wien und Prag auf, 
wo sein Vater die Stellung eines Leibarztes der Kaiser Maximilian II. 
und Rudolf II. innehatte. Er selbst schlug ebenfalls die medizinische 
Laufbahn ein. Eine Stellung bei Hofe lehnte er auf Anraten seines 
Vaters ab und ließ sich in Hall im Tiroler Inntal nieder. Dort versah er 
die Stelle eines Arztes des königlichen Stifts, später wurde er zusätz-
lich Stadtphysikus von Hall. Hippolytus war also vertraut mit der 
Volkskultur in Stadt und Land, er kannte aber auch die Gebräuche 
und Vorgänge am kaiserlichen Hof. 

Beschäftigt man sich näher mit den Guarinonischen Aussagen über 
das Spiel wie auch mit anderen spielrelevanten Quellen jener Zeit, so 
fällt auf, daß der Begriff „Glücksspiel" anscheinend überhaupt nicht 
gebräuchlich war. Er taucht zumindest nach den Eintragungen des 
Deutschen Rechtswörterbuches erst im 18. Jahrhundert auf.6  Das 
Zedlersche Universallexikon weist ihn nur in der lateinischen Form 
„ludns fortunae" als Lemma auf. Die frühneuzeitlichen Quellen nen-
nen nur bestimmte Spiele beim Namen oder verweisen bloß ganz 
allgemein auf „Spiel", wobei die Art des Spieles wegen der Polysemie 
des Spielbegriffs7  aus den Umständen zu erschließen ist. 

2. Einteilung der Spiele 

Mit der Schwierigkeit der näheren Eingrenzung des Spielbegriffes 
hatten schon die spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Juristen 

4  Vgl. WOLFGANG NEOBER, Vom Grewel des Trawrens. Hippolyt Guarinonis geschicht-
liche Stellung in der europäischen Melancholietradition, in: DöRRER u. a., Guarinonius 
(Anm. 1), S. 65 ff. 

5  GUARINONIUS, Grewel (Anm. 2), S. 1261. 
6 Deutsches Rechtswörterbuch IV, Sp. 961, mit Belegen aus den Jahren 1727, 1738 

und 1743. 
7 Dazu vgl, etwa die Ausführungen bei MANFRED ZOLLINGER, Aspekte des Spiels. 

Bemerkungen zur Eingrenzung des für die Bibliographie zu verwendenden Spiel-
Verständnisses, in: Homo ludens I11 (1993), & 279ff. und DERB., Bibliographie der 
Spielbücher des 15. bis 18. Jahrhunderts. Erster Band: 1473-1700, Stuttgart 1996, 
S. XI f. Ich danke Herrn Dr. Manfred Zollinger für Durchsicht und Kritik! 
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zu kämpfen. Beispielsweise behandelte Johann Gentner, genannt 
Adler/Aquila,8  Professor an der Tübinger Juristenfakultät, 1516 in 
seinem „Opusculum enchiridon [...1 de omni ludorum genere"9  dann 
auch Schauspiel, Tanz, Gymnastik sowie andere sportliche Übungen 
gemeinsam neben Schach, Brett-, Karten- und Würfelspiel. 10  Daß es 
Unterschiede zwischen den einzelnen Spielen und damit auch in der 
Bewertung ihrer Nützlichkeit und letztendlich Erlaubtheit gab, war 
allerdings der gelehrten Welt seit langem bekannt. Die Spiele wurden 
in zwei scheinbar klar voneinander abgeschiedene Blöcke geteilt. Auf 
der einen Seite standen die Kunst- oder Geschicklichkeitsspiele, 11 

deren Ausgang allein auf der Kunstfertigkeit, dem Können und Ge-
schick der Spieler beruhte, auf der anderen Seite die Glücksspiele, 12 
bei denen der Sieger des Spiels durch bloßen Zufall ermittelt wurde. Zu 
ersteren gehörten das Schachspiel als Paradebeispiel geistiger Ertüch-
tigung, aber auch alle Arten von körperlichen Übungen und sport-
lichen Veranstaltungen, wie das Laufen, Springen oder Fechten. Unter 
den reinen Glücksspielen war das Würfelspiel wohl am weitesten 
verbreitet. Seine idealtypische Gleichsetzung mit dem Glücksspiel 
bezeugt der zu diesem synonyme Begriff „Hasard", der sich auf die 
arabische Bezeichnung für Würfel („az zahr") zurückführen läßt.13 
Doch existierten auch Spielformen, die beide Bereiche tangierten und 
sowohl Elemente des Glücks- als auch des Geschicklichkeitsspiels 
beinhalteten. Die bekanntesten dieser gemischten Spiele i4  sind die 

8 Zu Gentner: KARL KONRAD FINKE, Die Tübinger Juristenfakultät 1477-1534. 
Rechtslehrer und Rechtsunterricht von der Gründung der Universität bis zur Ein-führung der Reformation, Tübingen 1972, S. 172-176. 

9  Opusculum enchiridon appellatum Ioannis Aquilae Ferme de omni ludorum 
genere [. ..1, Oppenheim 1516. ZOLLINGER, Bibliographie (Anm. 7), Nr. 631; FINKE, Tübinger Juristenfakultät (Anm. 8), S. 58 f. 10 Auch der Überblick bei WALTER ENDBEI, Spiele und Unterhaltung im alten Europa, Hanau 1988, gliedert sehr weitumfassend und behandelt Kinder-, Glücks-, Taktik-, 
Rätsel-/Pfänder-, Gesellschafts-, Ball-, Wurf-, Geschicklichkeitsspiele sowie Sportar-ten. 

11 JOHANN HEINRICH ZEDLER, Grosses vollsta(e)ndiges Universal Lexicon Aller Wis-senschaften und Ku(e)nste [...1, Bd. 18, Halle/Leipzig 1738, Sp. 1023: „Ludus artis, 
darinnen man sich allein durch die Kunst, der Tugend und Tapfferkeit wegen exereiret, und die Victorie bloß auf die Kunst ankommt". 

12  ZEDLER, Universallexikon, Bd. 18 (Anm. 11), Sp. 1023: „Ludus fortunae, Glücks-
Spiele, welche bloß von einem Casu herrühren". 

13 WALTER TADBER, Das Würfelspiel im Mittelalter und in der frühen Neuzeit. Eine kultur- und sprachgeschichtliche Darstellung, Frankfurt a. M. u. a. 1987, S. 79. 14 ZEDLER, Universallexikon 18 (Anm. 11), Sp. 1023: „Ludus mixtus, darinnen so 
wohl von dem Glück als der Kunst der Sieg dependiret, wie die meisten Spiele zu seyn 
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meisten Brett- (z. B. Tricktrack) und Kartenspielvarianten. Bei ihnen 
findet der Zufall Eingang durch das miteinbezogene Würfeln bzw. 
durch das Mischen und Austeilen der Karten. Die Spieler können 
jedoch durch geschicktes Ausspielen und Taktieren wesentlichen Ein-
fluß auf das Spielgeschehen nehmen. Ein starker Kartenspieler ver-
mag selbst mit schlechten Karten gegen einen weniger gewandten 
Spieler noch einiges herauszuholen und dem Spiel vielleicht sogar eine 
entscheidende Wendung zu geben. Zudem ist noch zu berücksichtigen, 
daß selbst reine Geschicklichkeitsspiele durch leichte Regeländerun-
gen in Spiele mit Zufallselementen verwandelt werden konnten. 

Diese gelehrte Unterscheidung war den Theologen und Juristen 
wohlbekannt, 15  in den normativen Texten der Zeit spiegelt sie sich 
jedoch nicht wider. Darin wurde vielmehr auf den mit fast jedem Spiel 
verbundenen Geldeinsatz Bezug genommen. Man spielte im Spät-
mittelalter und in der Frühneuzeit nicht um die bloße Ehre des Sieges 
allein, sondern durchweg um Geld oder Geldeswert. Sogar bei den 
Geschicklichkeitsspielen war Geldeinsatz durchaus die Regel. So 
wurde beim Schachspiel auf den Spielausgang oder manchmal auf 
spezifische Mattvariationen gesetzt, 16  und auch das Tennis schien 
ohne Spieleinsatz nicht denkbar. Die Zählweise des modernen Tennis 
läßt sich sogar auf die frühneuzeitliche Praxis des Spielens um einen 
ganz bestimmten Geldbetrag pro Baliwechsel zurückführen. 17 

Berücksichtigt man diesen Quellenbefund, so kann sich die vorlie-
gende Untersuchung sinnvollerweise nicht auf die Glücksspiele be-
schränken, sondern muß die Geld- und Gewinnspiele (mögen diese 
auch zumeist Glücksspiele sein) in das Zentrum der Untersuchung 

pflegen, als da ist das Kartenspiel etc.". Vgl. auch den Katalog CHRISTIANE ZANGS/HANs 
HOLLÄNDER (Hg. ), Mit Glück und Verstand. Zur Kunst- und Kulturgeschichte der Brett-
und Kartenspiele — 15. bis 17. Jahrhundert, Aachen 1994. 

15 Die juristischen Abhandlungen zum Thema „De ludo" von: GIovANNi BATTISTA 
CACCIAI,UPI (ca. 1420-1496), STEPHANUS COSTA, Sowie PARIS DE PUTEO (1414-1493); alle m: 
Tractatus iilustrium in utraque tum Ponitificii, cum Caesarei iuris facultate Iuriscon-
sultorum [...j, Tom. VII, Venedig 1584, fol. 151r-168v. Vgl. auch die Angaben bei 
MANFRED ZOLLINGER, Geschichte des Glücksspiels vom 17. Jahrhundert bis zum Zweiten 
Weltkrieg, Wien 1997, S. 21 ff. 

16 Vgl. dazu etwa manche der Ausführungen bei'IYIoMAs ACTiUs, De Judo scachorum 
in legali methodo tractatus, in: Tractatus iilustrium VII (Anm. 15), fol. 168v-195v, 
auch WoLFGANG DITTMANN, Zur Erfindung des Schachspiels im „Schachzabelbuch": Die 
erzählte Primär-Rezeption bei Konrad von Ammenhausen, in: HARALD HAFERLAND/ 
MICHAEL MECKLENBURG (Hg.), Erzählungen in Erzählungen. Phänomene der Narration 
in Mittelalter und Früher Neuzeit, München 1996, S. 317 f 

17 HEINER GILLMEISTER, Kulturgeschichte des Tennis, München 1990, S. 156ff. 
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stellen. Dabei handelt es sich um eine Überlegung, die auch die 
jüngsten quellengesättigten historischen18  Arbeiten zum Thema na-
helegen. Die normativen Texte jener Zeit stellen — wie noch gezeigt 
werden wird — nie auf den reinen Zufall als Entscheidungsfaktor ab, 
sondern bekämpfen den äußeren Spielanreiz in Form eines ausgesetz-
ten Gewinnes oder eines Einsatzes, der mit Gewinnerwartung bzw. 
Verlustrisiko behaftet ist und der zumeist in einem Geldbetrag besteht. 
Dagegen harmoniert Lieberwirths moderne Definition des Glücks-
spiels als „ein ganz oder doch sehr wesentlich vom Zufall abhängiges, 
grundsätzlich verbotenes Spiel um erhebliche Vermögenswerte" im 
Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte19  nicht mit den 
Gegebenheiten des 16. Jahrhunderts, da er einfach das Spiel um 
Vermögenswerte zu einem Wesensmerkmal des Glücksspiels erklärt 
und damit Zufall und Einsatz zu Unterscheidungsmerkmalen macht. 
Wesentlich erscheint mir folglich, daß neben den „reinen" Glücksspie-
len auch bei den Geschicklichkeits- und gemischten Spielen um Geld 
gespielt und dies bzw. die Folgen des Geldspiels zum Ansatzpunkt der 
spätmittelalterlichen und frühneuzeitlichen Normgebung wurden. 

e3. Geldspiele und Policey 

Von den bei Guarinoni genannten Spielen war wohl das Würfelspie120 
im deutschen Sprachraum am längsten verbreitet. Schon bei Tacitus 
wird es genannt. Das aus dem arabischen Eereich21  nach Europa 
kommende Kartenspiel tauchte in der zweiten Hälfte des 14. Jahr-

 

18 J. vAN HUMBECK, Exploitation et repression des jeux d'argent en Flandre aux XIVe et XVe siecles, in: Tijdschrift voor Rechtsgeschiedenis 46 (1978), S. 327ff.; ihm folgt 
.STEFANIE S'CHRÖDER-KIEL, Glücksspielbekämpfung im Mittelalter und m der frühen Neuzeit, Hausarbeit Univ. Bielefeld 1991, S. 64, allerdings mit einer erneuten Ver-wässerung, als sie „für die Kennzeichnung der unter Verbots- bzw. Restriktionsmaß-
nahmen fallenden Spiele neben dem eigentlichen Begriff Glücksspiel auch die Bezeichnung ,Geldspiel` bzw. ,Einsatz- oder Gewinnspiel"` benutzt. Herrn Dr. Gerd Schwerhoff sei für die Ermöglichung der Einsichtnahme in dieses Werk gedankt. 

19  ROLF LIEBERw1RTH, Glücksspiel, in: Handwörterbuch zur deutschen Rechtsge-
schichte, hg. von ADALBERT ERLER lind EKKEHARD KAUFMANN, Bd. 1, Berlin 1971, Sp. 1713. 20 Dazu FRANz SEmRAa, Würfel und Würfelspiel im alten Frankreich (Zeitschrift für Romanische Philologie. Beihefte 20), Halle an der Saale 1920; TAUBEE, Würfelspiel (Anm. 13); GERTRUD hLASCHrrz, Das Würfelspiel im Hoch- und Spätmittelalter unter besonderer Berücksichtigung der Würfelszenen in der Oldenburger Bilderhandschrift des Sachsenspiegels, in: der sassen speyghel. Sachsenspiegel — Recht — Alltag II, Oldenburg 1995, S. 307-323. 

21 Vgl. dazu FRANZ RosENTHAL, Gambling in Islam, Leiden 1975. 
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hunderts in Spanien und Italien fast zeitgleich auf und verbreitete sich 
mit geradezu rasender Geschwindigkeit über ganz Europa. 22  In allen 
Bevölkerungsschichten war es bald bekannt und beliebt, wies es doch 
einige Vorteile gegenüber den bisherigen Spielen auf. Es verlangte 
einerseits nicht so viel geistige Betätigung wie etwa das Schach, 
andererseits waren Karten doch weitaus handlicher und leichter zu 
transportieren. Letzteres galt zwar auch für die Würfel, doch beruhten 
die Kartenspiele nicht allein auf dem Zufallsprinzip. Damit schienen 
sie im geselligen Umgang den Menschen weit attraktiver zu sein. 
Zudem konnten es mehr als zwei Personen spielen. Mit der Ent-
deckung des Buchdruckes 23 konnten die Karten dann seit der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts noch relativ einfach und billig in großen 
Mengen hergestellt werden. 

Die mit exzessivem Spiel einhergehenden negativen Auswüchse der 
menschlichen Spielleidenschaft fanden zu allen Zeiten normative 
„Gegenwehr". 24  Bereits im Mittelalter waren den Geistlichen immer 
wieder durch geistliche wie weltliche Obrigkeiten unterschiedliche 
Beschränkungen hinsichtlich des Spielens (vor allem mit Würfeln) 
auferlegt worden. Im weltlichen Bereich gingen schon seit dem 
13. Jahrhundert oberitalienische wie flandrische Städte gegen das 
übermäßige Spiel ihrer Bürger vor. Die deutschen Städte folgten 

22 CATHERINE PERRY HARGRAVE, A History of Playing Cards and a Bibliography of 
Cards and Gaming, Boston/New York 1920; W. L. ScxRRIEER, Die ältesten Spielkarten 
und die auf das Kartenspiel Bezug habenden Urkunden des 14. und 15. Jahrhunderts, 
Straßburg 1937; DAVID PARLETT, A History of Card Games, Oxford 1991; DETLEF 

HOFFMANN, Die Welt der Spielkarte, Leipzig 1972; DERs., Altdeutsche Spielkarten 
1500-1650, Nürnberg 1993; DERS., Kultur- und Kunstgeschichte der Spielkarte, 
Marburg 1995; DERB., Schweizer Spielkarten 1. Die Anfänge im 15. und 16. Jahr-
hundert, Schaffhausen 1998. 

23 Siehe speziell HELLMUT ROSENFELD, Wann und wo wurde die Holzschnittkunst 
erfunden? Papier-Zugänglichkeit, Zeugdruck-Kenntnis und Kartenspiel-Invasion als 
Voraussetzungen, in: Archiv für Geschichte des Buchwesens 34 (1990), S. 327-342; 
jüngst umfassend MICHAEL GIESECKE, Der Buchdruck in der frühen Neuzeit. Eine 
historische Fallstudie über die Durchsetzung neuer Informations- und Kommunika-
tionstechnologien, Frankfurt a. M. 1991. 

24 Vgl. die allerdings schon überholungsbedürftige Arbeit von HEINRICH MARIA 
SCHUSTER, Das Spiel und seine Entwicklung und Bedeutung im deutschen Recht. Eine 
rechtswissenschaftliche Abhandlung auf sittengeschichtlicher Grundlage, Wien 1878; 
weiterhin die neueren, weit über den rechtlichen Aspekt hinausgehenden Arbeiten von 
JEAN-MICHEL MEHL, Les jeux au royaume de France du XIIIe au debut du XVIe sibcle, 
Paris 1990; JEAN-MARIE LHÖTE, Histoire des jeux de societe, Paris 1994; GHERARDO 
ORTALLI (Hg.), Gioco e giustizia nell'Italia di Comune, Treviso/Rom 1993; ALESSANDRA 
Rizzl, Ludus/ludere. Giocare in Italia alla fine del medio evo, Treviso/Rom 1995; SÄNDOR 
PETI NYI, Games and Toys in Medieval and Early Modern Hungary, Krems 1994. 
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etwas zeitversetzt. Der Kampf gegen das Spiellaster war dabei stark 
religiös motiviert. Viele Prediger gebrauchten die ausholend geschil-
derten bösen Folgen des Spiels als abschreckendes Exemplum. Gleich-
zeitig benutzte man das Spiel aber auch in moralisierenden Traktaten 
und Predigten zu didaktischen Zwecken, um die spätmittelalterliche 
Ständegesellschaft abzubilden.25  Zu Anfang des 16. Jahrhunderts 
verwendete man Spiele sogar schon vereinzelt zur Vermittlung von 
Lehrinhalten. 26 

Die Tendenz der gerade angesprochenen kleinräumigen Regelun-
gen27  wird in der Frühneuzeit durch die neuaufkommende territoriale 
Gesetzgebung weitergeführt, die unter dem ebenfalls neuen Leitbegriff 
der „Policey" steht. Mit dem ab 145128  im deutschen Sprachraum 
nachweisbaren Begriff „Policey",29  verstanden als der Herstellung 
einer guten Ordnung des Gemeinwesens mit geradezu ubiquitärem 
Anspruch, konnten die Obrigkeiten nun Eingriffe in fast jeden Lebens-
bereich legitimieren. Regelungen des Geldspiels finden sich dabei stets 
in einem engen Konnex zu anderen religiös-sittlich motivierten Ge-
boten. Diese „gehörten geradezu zum Standardrepertoire vor allem der 
frühneuzeitlichen Policeyordnungen, die die Bestrafung sündigen 

25 GERTRUD BLASCHITZ, Spiel und Didaxe, In: GERHARD JARITZ (Hg.), Diszlpllnlerunglm 
Alltag des Mittelalters und der frühen Neuzeit, Wien 1999, S. 205-231. 26 Zum ersten und sofort angefeindeten Versuch mittels spezieller Karten Lehr-inhalte des juristischen Studiums kurz nach 1500 zu transportieren siehe: JOSEF PAUSER, „Welch ein Frevel! Jetzt erscheinen die kaiserlichen Edikte gar noch als Spielkarten". Thomas Murners juristisches Lehrkartenspiel über die „Institutionen" Justinians, in: Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte 18 (1996), S. 196-225. 

27  Vgl. etwa NEITHARD BULST, Zum Problem städtischer und territorialer Kleider-, Aufwands- und Luxusgesetzgebung in Deutschland (13.—Mitte 16. Jahrhunderts), in: ANDRY+ GoURON/ALBERT RIGAUDIERE (Hg.), Renaissance du pouvoir legislatif et genese de l'Etat, Montpellier 1988, S. 39-61. 
28  Nachweis in einer Wiener Schlosser-, Uhr- und Büchsenmacherhandwerksord-

nung vom 30. Juli 1451 bei: JOSEF PAUsER, Gravamina und Policey. Zum Einfluß ständischer Beschwerden auf die landesfürstliche Gesetzgebungspraxis in den nieder-österreichischen Ländern vornehmlich unter Ferdinand I. (1521-1564), in: Parlia-ments, Estates & Representation 17 (1997), S. 18. 
29  FRANz-LUDWIG KNEMFYER, Polizeibegriffe in Gesetzen des 15. bis 18. Jahrhunderts, Kritische Bemerkungen zur Literatur über die Entwicklung des Polizeibegriffs, in: Archiv für öffentliches Recht 92 (1967), S. 153-180; DERS., Polizei, in: Geschichtliche Grundbegriffe, Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, hg. von OTTO BRUNNER, WERNER CoNZE und REINHART KoSELLECK, Bd. 4, Stuttgart 1978, S. 875-897; PETER NiTSCHKE, Von der politea zur Polizei. Ein Beitrag zur Entwicklungs-geschichte des Polizei-Begriffs und seiner herrschaftspolitischen Dimension von der Antike bis ins 19. Jahrhundert, in: Zeitschrift für historische Forschung 19 (1992), S. 1-27; MICHAEL STOLLEYs, Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland. Erster Band: Reichspublizistik und Policeywissenschaft 1600-1800, München 1988, S. 369. 
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Verhaltens regelmäßig mit genuin religiösen Begründungsmustern 
legitimieren", 30  wie Thomas Simon richtig festgestellt hat. 

Spielverbote im Reichspoliceyrecht 

Schlägt man nun in den policeyrelevanten Bestimmungen der Reichs-
abschiede nach oder blickt in die großen und umfangreichen Reichs-
policeyordnungen von 1530, 1548 und 1577, so findet sich kein Hinweis 
auf ein Verbot oder eine Beschränkung des Geldspiels. Dies verwun-
dert auf den ersten Blick, stellt doch das „Laster" des Spiels einen 
Bereich dar, der in den Gesetzen der Städte und Länder durchgehend, 
wenn auch differenziert geregelt erscheint. 

Doch läßt sich dieser scheinbare Widerspruch bei der Durchsicht der 
Quellen zur Gesetzgebungsgeschichte der Reichspoliceyordnungen 
auflösen. 31  Zwar waren Fragen der Regelungen des Geldspiels keines-
falls zentrale Angelegenheiten, in einzelnen Policey-Gutachten wird 
das Spiel aber doch angerissen. 1517 wird etwa berichtet, daß man auf 
den vergangenen Reichstagen „der überschwencklichen Köstlichkeit, 
mit Kleidung, Zehrung, übermäßig Zutrinckens, Ristung, Hochzeiten, 
und anderen nidern und hohes Stands der Gewerbenden Gesellschaf-
ten auch Spiels", sodann noch „vorab Gottslästerung halben [ ... ] 
offtermahls gedacht, berahtschlagt und deshalben Ordnung fürge-
nommen" hätte, die aber letztendlich „wenig angesehen, geacht noch 
gehalten worden" seien. 32  Mit Ausnahme des Spiels waren alle 
genannten Themenbereiche auch tatsächlich reichsrechtlich in den 
bis 1517 ergangenen Reichstagsabschieden verankert und geregelt 

30 ThomAs SImON, Krise oder Wachstum? Erklärungsversuche zum Aufkommen 
territorialer Gesetzgebung am Ausgang des Mittelalters, m: GERHARD KÖELER/HERMANN 

NEHLSEN (Hg.), Wirkungen europäischer Rechtskultur. Festschrift für Karl Kroeschell 
zum 70. Geburtstag, München 1997, S. 1201-1217, hier S. 1207. 

31 Dazu vgl. vor allem: KARL HÄRTER, Entwicklung und Funktion der Policeygesetz-
gebung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation im 16. Jahrhundert, in: Ius 
Commune 20 (1993), S. 61-141; DERS., Policeygesetzgebung auf dem Wormser Reichs-
tag von 1495, in: 1495 — Kaiser, Reich, Reformen. Der Reichstag zu Worms. Ausstellung 
des Landeshauptarchivs Koblenz in Verbindung mit der Stadt Worms zum 500jährigen 
Jubiläum des Wormser Reichstags von 1495, Koblenz 1995, S. 81-93. 

32 Gutachten und Bedüncken des verordneten Ausschusses die Mängel und Gebre-
chen des Reichs-Justizwesens, Landfriedens, und Policey betreffend, April 1517, in: 
[JOHANN HEINRICH HARPRECHT], Staats-Archiv des kayserl. Und des H. Röm. Reichs 
Cammer-Gerichts [...], Ulm 1759, Tl. 3, S. 355-363, Zitat S. 359, zitiert nach HÄRTER, 

Entwicklung (Anm. 31), S. 74. 
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worden.33  Auch in den darauffolgenden Entwürfen zu einer Reichs-
policeyordnung aus den Jahren 152134  und 152435  fehlen Spielbestim-
mungen. Erst bei den der Reichspoliceyordnung 1548 vorausgehenden 
Beratungen wurde das Spiel nun erstmals ausgiebig mitberücksich-
tigt.36  Ein Wormser Ausschußentwurf aus dem Jahr 1545 enthielt nun 
ein scharfes Verbot. Dieser Entwurf wurde schließlich beim Augsbur-
ger Reichstag 1547 Kaiser Karl V. übergeben, der sich in den folgenden 
Beratungen aber entschieden gegen einige Artikel wenden sollte. Der 
Kaiser konnte sich hiebei durchsetzen, und daher fehlte dann auch der 
Entwurfstitel „Vom seil" in der publizierten Reichspoliceyordnung von 
1548. Daraus nun den Schluß ziehen zu wollen, der Kaiser sei 
prinzipiell dem Spiel freundlich gegenüber eingestellt gewesen, wäre 
allerdings völlig verfehlt. Vielmehr ging es ihm hauptsächlich um 
Fragen der Durchsetzbarkeit der Policeyordnung. Schien der Vollzug 
neuer Regelungen — z. B. aufgrund regionaler Unterschiede und 
Gebräuche — zweifelhaft, so sollten diese nicht reichsrechtlich veran-
kert werden. Die Erlassung einer unvollziehbaren Ordnung würde „nit 
allain ainen schimpff, sonder auch in annder sachen, daran etwan vil 
gelegen, ain ungehorsame verachtung der gepot geberen".37  Die 
Reichsstande folgten dieser Argumentation und beschlossen einige 
Artikel, die „nit wol möglich [...1 ins wergk zu bringen „38 bzw. „durch 
ein gemain constitution zu erhaltten" wären — darunter auch der „von 
dem Spiele" — völlig „außtzulassen".39  Spielverbote waren in der Folge 
in der Reichsgesetzgebung — mit einer einzigen Ausnahme, der „Reiter-
und Fußknechtsbestallung" aus dem Jahr 157040  — nicht zu finden. 

33 KARL HÄRTER, Deutsches Reich, in: Repertorium der Policeyordnungen der Frühen 
Neuzeit, hg. von KARL HÄRTER und MICHAEL STOLLEIS. Bd. 1: Deutsches Reich und 
geistliche Kurfürsten (Kurmainz, Kurtrier, Kurköln), hg. von KARL HÄRTER, Frankfurt 
a. M. 1996, S. 51 ff. 

34  RTA JR II, S.332-361. 
35 RTA JR IV, S. 277-287. 
36 HORST RABE, Reichsbund und Interim. Die Verfassungs- und Religionspolitik 

Karls V. und der Reichstag von Augsburg 1547/48, Köln/Wien 1971, S. 323 f. Vgl. 
hierzu auch den Beitrag von Ulrike Ludwig in diesem Band. 

37 HHStA Wien, MEA RTA 14a/1, fol. 750v Resolution der kaiserlichen Räte vom 
18.04.1548 (fol. 750-752). 

38  HHStA Wien, MEA RTA 14a/1, fol. 756u Entwurf einer Resolution des verordne-
ten Ausschusses der Reichsstände (fol. 754-760). 

39  HHStA Wien, MEA RTA 14a/l, fol. 762v. Antwort der Reichsstände vom 
02.05.1548 auf die kaiserliche Resolution. 

40 Siehe dazu Anm. 176. 
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Eine Regelung auf reichsständischer Ebene war damit aber nicht 
verhindert. 

Spielverbote in den österreichischen Policeyordnungen 

Auch in den habsburgisch beherrschten Gebieten gibt es ab dem 
16. Jahrhundert eine starke Tendenz zu umfassenden Ordnungen 
und Mandaten. 41  Initiiert wurden diese Gesetzgebungsakte zumeist 
noch von den jeweiligen Landständen durch Beschwerden und An-
regungen auf den Landtagen. 42  Das Spiel war dabei allerdings eben-
falls kein zentraler Punkt. Es kam, wenn überhaupt, eher nebenbei 
und immer in Verbindung mit anderen „Lastern" und „sündhaftem 
Treiben" zur Sprache. Die Städte und Landschaften Vorderösterreichs 
wollten etwa in einer Gravaminaliste vom 15. Juni 1500 von Maximi-
lian I. neben Gotteslästerung, Schwören, Zutrinken, übermäßigen 
Kleidungsaufwand und Waffenführung auch Tanzen und Spiel verbo-
ten bzw. geregelt haben. 43  In gleicher Weise trug die Regierungsspitze 
dem Landesfürsten immer wieder abzustellende Mängel in Stadt und 
Land vor. 1524 berichtete der niederösterreichische Hofrat beispiels-
weise dem jungen Ferdinand I. von „unfueg" — worunter das Spielen 
explizit aufgeführt war — auf den ländlichen Kirchweihfesten. 44 

Mehrmals war auch im Rahmen der vorbereitenden Arbeiten zu 
einer länderüberspannenden Policeyordnung auf das Spiel Bezug 
genommen und dabei insbesondere der Konnex zum Wirtshaus als 

41  Vgl, zur frühneuzeitlichen Gesetzgebung: WILHELM BRAUNEBER, Die Anfänge der 
Gesetzgebung am Beispiel der Steiermark, in: DERS., Studien I: Entwicklung des 
öffentlichen Rechts, Frankfurt a. M. u. a. 1994, S. 413-435; DERS., Zur Gesetzgebungs-
geschichte der niederösterreichischen Länder, in: ebenda, S. 437-462; DERS., Der 
soziale und rechtliche Gehalt der österreichischen Polizeiordnungen des 16. Jahr-
hunderts, in: ebenda, S. 473-487; DERS., Das Strafrecht in den österreichischen 
Polizeiordnungen des 16. Jahrhunderts, in: ebenda, S. 489-517; DERS., Die Policeyord-
nungen in den österreichischen Ländern des 16. Jahrhunderts: Derzeitiger Forschung-
stand und Perspektiven, in: Policey im Europa der Frühen Neuzeit, hg. von MICHAEL 
STOLLEIS unter Mitarbeit von KARL HÄRTER und LOTHAR SCHILLING, Frankfurt a. M. 1996, 
S. 299-317; DERS., Frühneuzeitliche Gesetzgebung: Einzelaktion oder Wahrung einer 
Gesamtrechtsordnung?, in: BARBARA DöLEMErER/DIETHELM KLIPPEL (Hg.), Gesetz und 
Gesetzgebung im Europa der Frühen Neuzeit, Berlin 1998, S. 109-129. 

42 PAUSEE, Gravamina (Anm. 28), S. 13-38. Zum europäischen Vergleich siehe die 
Studien bei PETER BLICELE (Hg.), Gemeinde und Staat im Alten Europa, München 1998. 

43 DIETER :s'PECK, Die vorderösterreichischen Landstände. Entstehung, Entwicklung 
und Ausbildung bis 1592/1602, Bd. 1, Freiburg im Breisgau/Würzburg 1994, S. 509. 

44 NÖLA/RA Niederösterreichische Regierung vor 1740, Barton 14, 10, fol. 16. 
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Ort des Spiels wie auch zu den fremden herumvagierenden Personen-
gruppen als Glücksspielbetreibern angesprochen worden .45  Der vor-
nehmlich von den Standen verfaßte Policeyordnungsentwurf für die 
fünf niederösterreichischen Länder von 152446  sah dann bereits vor, 
dem gemeinen Mann, worunter Handwerker, Knechte, Bauern und 
Weinhauer zu verstehen waren, das „schwäre häßige spill" vollkom-
men zu verbieten, weil daraus „etwo kummer und ubels, sambt ixen 
schaden" entspringe. Besonderes normatives Augenmerk wurde dem 
Spielen an den Sonn- und Feiertagen gewidmet, wie überhaupt gegen 
spezielle Auswüchse der Kirchweihfeste vorgegangen werden sollte. 

Aus dem groß angelegten Entwurf zu einer Policeyordnung wurde 
zunächst kein Gesetz. Erst 1527 erschien der die Handwerker und 
Dienstleute betreffende Teil etwas redigiert als „New Pollicey und 
Ordnung der Hanndtwercher und dienstuolck der Niderosterreichi-
schen Lannde".47  Die Ordnung übernahm aus dem Entwurf unver-
ändert einige Spielbeschränkungen für die Handwerksgesellen. Die 
Stadt Wien erhielt zudem noch Ende 1527 eine eigene Policey- und 
Handwerksordnung, deren allgemeiner Teil eine leicht überarbeitete 
und adaptierte Fassung der gerade genannten Policeyordnung dar-
stellte.48  Als absehbar schien, daß die gesamte Policeyordnung so 

45 Vgl. etwa Gutachten des krainischen Bürgerstandes, nach 1518: ARS/Stau 1700 
(alt 394); Gutachten unter Leitung von Christoph von Losenstein und Sebastian 
Grabner zu Rosenburg über diverse Policeyartikel vom 20. Mai 1524, St. Pölten: 
NÖLA/StA B-1-1/2 (1523-1601), fol. 190-197. 

46 Unter den niederösterreichischen Ländern verstand man die Länder Österreich 
unter und ob der Enns einschließlich der innerösterreichischen Ländergruppe beste-
hend aus Steiermark, Kärnten und Krain. Zur Terminologie vgl. ERICH ZÖLLNER, Der 
Österreichbegriff. Formen und Wandlungen in der Geschichte, Wien 1988, S. 49f; 
WILHELM BRAUNEDER, Österreichische Verfassungsgeschichte, siebte Auflage, Wien 1998, 
S. 17. Eine Edition des Entwurfs 1524 (NÖLA/StA Fis. 354, fol. 86-144) wie des 
Entwurfs 1592 (Anm. 74) ist in Vorbereitung. 

47  Die New Pollicey und Ordnung der Hanndtwercher und dienstuolck der Nider-
osterreichischen Lannde [Johann Siengriener d. Ä., Wien o. J.]. Zur Ordnung siehe: 
VIKTOR "THIFL, Die Handwerkerordnung Ferdinands 1. für die fünf niederösterreichi-
schen Lande (1527), in: Jahrbuch für Landeskunde von Niederösterreich 8 (1909), 
S. 27-66; spielrelevant: Art. XXXVII (Artikelzählung hier wie in Folge durch den 
Autor). Eine Edition dieser und der anderen österreichischen Policeyordnungen des 
16. Jahrhunderts durch den Autor für die Fontes Iuris-Reihe der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften wird in absehbarer Zeit abgeschlossen sein. 

48  Des Durchleüchtigisten Grosmechtigisten Fursten und herrn herrn Ferdinanden. 
zw Hungern vnnd Behaim etc. Künigen. Jnfanten in Hispanien. Ertzhertzogen zu 
Osterreich. Hertzogen zu Burgundi. zu Steyer. Kärndten und Crain etc. unsers 
Genedigisten herrn Policeyordnung vnnd Satzung. Jrer Kü. Maiestat Stat Wienn: 
auf die Hanndtwerchsleüt daselbst von newem aufgericht: gegeben und publiciert. an 
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schnell nicht verwirklicht werden konnte, wurden manche der im 
Entwurf geforderten Maßnahmen in Einzelmandate gekleidet und 
auf diese Weise publiziert.49 

Zur gleichen Zeit war man in Tirol schon weiter. 1526 erschien die 
am Innsbrucker Landtag mit den Landstanden konsentierte Tiroler 
Landesordnung, die sogenannte „Bauernlandesordnung", die eine 
Vielzahl der bäuerlichen und bürgerlichen Beschwerden in Gesetzes-
form umgoß.50  Sie war direkte Folge des Tiroler Bauernkriegs und 
wurde deshalb bereits wenige Jahre später durch die Landesordnung 
von 153251  ersetzt, die manche Besserstellung der Bauern wieder 
zurücknahm, im wesentlichen aber eine „Weiterentwicklung" der 
Landesordnung von 1526 war. Die spielrelevanten Bestimmungen 
sprechen meist das personale und örtliche Umfeld des Geldspiels an. 
Erst 1532 taucht ein eigener Titel „Vom Spil und Spilern"52  auf, der 
zwar mit einem Verweis wegen des Falschspiels auf die in der Landes-
ordnung mitaufgenommene Malefizordnung aufwarten kann, anson-
sten aber bloß eine Umformulierung des alten Titels „Nyemandt soll 
gestattet werden / bey nächtlicher weil / an geuerlichen orten zu-
sitzen „53  darstellt. 

Erst im Jahr 1542 sollte dann für die fünf niederösterreichischen 
Länder erstmals eine umfassende Policeyordnung erlassen werden. 
Die Policeyordnung von 154254  weist dann zwar einen Artikel VI mit 
dem Titel „Vom Zuetrinckhen / Füllerey / und Spiel" auf, doch finden 
sich die eigentlichen Spielverbote erst unter Artikel VIII („Vom Hof-
gesinde"). Mit heutigen systematischen Interpretationsansätzen ist 

phintztag den Newnzehennden Decembris. Anno etc. jm. xxvb. [Johann Siengriener 
d. Ä., Wien 28.01.15281; zum Spiel: Art. LXXXVII. 

49  Patent vom 31.05.1529 (WStLA). 
50 Der Fürstlichen Grafschaft Tirol Landsordnung. 1526 [Silvann Ottmar, Augsburg 

1526]; dazu ToLLius R. v. SARTORi-MONTECROCE, Über die Reception der fremden Rechte 
in Tirol und die Tiroler Landes-Ordnungen, Innsbruck 1895; PETER BLIcKLE, Land-

 

schaften im alten Reich. Die staatliche Funktion des gemeinen Mannes in Ober-
deutschland, München 1973, S. 200 ff.; DERS., Die Revolution von 1525, dritte 
Auflage, München 1993, S. 265 ff. 

51 Lanndtßordnung / der Fürstlichen Grafschafft Tirol [Jakob Frankfurter, o. O. 

52  TLO 1532, Buch 7, Tit. 15. 
53 TLO 1526, Buch 2, Teil 2, Tit. 22. 
54 ROmischer zu Hungern und Behaim etc. Künigclicher Mayestat Ertzhertzogen zu 

Osterreich etc. Ordnung und Reformation gütter Policey / in derselben Niderösterrei-
chischen Lannden Anno. M. D. XXXXII. Auffgericht [Johann Siengriener d. Ä., Wien, 
o. J]; spielrelevant: Art. III Abs. 9, VI, VIII Abs. 2-4. 
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hier nichts gewonnen, denn die dem Text innewohnende Makrostruk-
tur 55  der Ordnung wird durch die typographisch völlig gleichberechtigt 
nebeneinander stehenden Überschriften nicht eindeutig wiedergege-
ben. Tatsächlich dürfte Art. VI eine Art übergeordnete Rubrik bezeich-
net haben, die allerdings nicht aus der Art und Weise der Überschrift 
selbst hervorgeht. Die Makrostruktur der Ordnung muß vielmehr 
inhaltlich erschlossen werden. Dabei zeigt sich nun, daß Artikel VIII 
Absatz 2 das „thewern / schwären und hässigen Spill" den Landleuten 
und Untertanen überhaupt verboten und jedweder Obrigkeit die 
Verpflichtung auferlegt hatte, gegen dieses Vergehen mit schwerer 
Strafe vorzugehen, wobei das Hofgesinde nun davon allerdings un-
berührt blieb. 56  Die Policeyordnung von 155257  beinhaltete dann die 
Spielbeschränkungen der Policeyordnungen von 1527 und 1542, ent-
hielt aber keine Bestimmungen mehr für das Hofgesinde, so daß die 
irreführende Artikelüberschrift „Vom Hoffgesinnde" vermieden wurde. 
Die Spielregelungen selbst fügte man dem Artikel VII „Von mass der 
straff des Zuetrinckhens" an. 

Alle genannten Policeyordnungen hatten jedoch mit Durchsetzungs-
problemen zu kämpfen. Die Stände der einzelnen Länder waren meist 
schon vor dem Erlaß der Ordnungen säumig in ihren Begutachtungen 
gewesen; ein Mangel, den sie jetzt durch nachträglich eingebrachte 
Beschwerdeschriften gegen die Policeyordnungen beheben wollten.58 

Zudem ist noch zu berücksichtigen, daß es in den einzelnen Ländern 
durchaus unterschiedlich gelagerte Probleme gab und die Interessen 
eines Landes denen anderer Länder diametral entgegengesetzt sein 

55 Vgl. VOLKER HERTEL, Makrostrukturen in historischen Texten. Probleme ihres 
Status und ihrer Ermittlung, in: GISELA BRANDT (Hg.), Historische Soziolinguistik des 
Deutschen II. Sprachgebrauch in soziofunktionalen Gruppen und in Textsorten, 
Stuttgart 1995, S. 5-19. 

56 Das Hofgesinde wurde allein in PO 1542 Art. VIII Abs. 1 berührt, welcher die 
Gotteslästerungs- und Zutrinkverbote auf diese ausgedehnt hatte. 

57  Römischer zu Hungern vnnd Behaim etc. Küniglicher Mayestat / Ertzhertzogen 
zu Osterreich etc. Ordnung vnnd Reformation guter Pollicey / Jn derselben fünff 
Niderösterreichischenn Lannden vnnd Fürstlichen Graffschafft Görtz / auffgericht 
vnnd ernewert / Anno 1552 [Johann Siengriener d. J., Wien 15521; spielrelevant: Art. 
III Abs. 9, Art. VI Abs. 12-14, Art. LXXVIII. Mehrere Irrtümer verbreitet ERNST SEELOG, 
Das Glücksspielstrafrecht, Graz 1923, S. 116ff., zum Policeyrecht des 16. Jahrhun-
derts aufgrund seiner geringen Quellenkenntnis: Er hält wohl den Text der Spiel-
bestimmungen der im Codex Austriacus II, Wien 1744, S. 147-151, abgedruckten PO 
1568 mit dem der PO 1552 für identisch und gelangt damit zu einigen groben 
Fehlschlüssen. 

58  PAusER, Gravamina (Anm. 28), S. 33 ff. 
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konnten, womit länderübergreifende Ordnungen besonders anfällig 
für partielle Nichtbeachtung wurden. Die Regelungen zum Geldspiel 
waren dabei zwar grundsätzlich außer Streit gestellt, die Landstände 
von Kärnten fanden aber dennoch Ansatzpunkte zu einer Kritik. Sie 
machten in einer Beschwerde erstmals auf einen Widerspruch in den 
Spielverboten der Policeyordnung von 1552 aufmerksam, der von 
Ferdinand I. als Redaktionsversehen erkannt und in einer Erläute-
rung für Kärnten beseitigt wurde. 59  Deshalb wiederholte diesen Punkt 
auch kurz darauf die landesfürstliche Erklärung der Policeyordnung 
1552 für Krain, obwohl die Krainer Landstände sich dagegen gar nicht 
ausgesprochen hatten.60  Auch eine im Dezember 1553 abgegebene 
landesfürstliche Antwort auf eine Beschwerde von Österreich unter 
der Enns wies den Weg hin zu einer Erklärung der Policeyordnung, die 
unter anderem erlaubtes und verbotenes Spiel näher erläuterte. 61 

Ab Januar 1558 übernahm anscheinend Erzherzog Maximilian, der 
seinen Vater in den Regierungsgeschäften bei Abwesenheit zu vertre-
ten hatte, 62  zunehmend Aufgaben im Bereich der Durchsetzung der 
Policeyordnung, wobei den „gemainen offenbarn lasster" — beispielhaft 
wurden angeführt „gottslessterung, zuetrinckhen, fullerei, spill, 
eepruch unnd leichtferttige uneeliche beywonung auch ubermessigen 
suntlichen Pracht unnd cösstlichait der claider, hochtzeittn unnd 
ladschafften etc." — besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden 
sollte. 63  Im Spätsommer 1558 sandte dann Ferdinand I. den Entwurf 
eines Patents zur Begutachtung an die einzelnen Landstände, das die 
Policeyordnung von 1552 besonders bezüglich der „Laster" neu ein-

 

59  Siehe die Angaben bei Anm. 77 f. 
6o Landesfürstliche Erklärung der PO 1552 für Krain, 09.04.1553, Graz: NÖLA/StA 

B-I-1/2, fol. 362-367. Auch in: ARS/Stan. I. 699 (alt 394) [Polizeisachen]; StmkLA/ 
Meillerakten VI a, fol. 96-105. 

61 Landesfürstliche Antwort auf eine Beschwerde der Stände/ÖudE, 08.12.1553: 
WStLA Hauptarchiv-Akten 1/1553, hier fol. 3v. 

62 RUDOLF HOLTZMANN, Kaiser Maximilian Il. bis zu seiner Thronbesteigung 1527-
1564. Ein Beitrag zur Geschichte des Übergangs von der Reformation zur Gegen-
reformation, Berlin 1903, S. 324. 

63 Anweisung vom 05.01.1558, Wien, an den Landmarschall/ÖudE gemeinsam mit 
Ständemitgliedern über den besseren Vollzug der Policeyordnung 1552 zu beraten und 
ein schriftliches Gutachten darüber abzugeben: NÖLA/StA B-I-1/2, fol. 388f. Vgl. zum 
Kampf gegen Zutrinken und Völlerei an einem Beispiel JOSEF PAUSER, „Ain guets exempl 
furzutragen". Die steirisch-krainische Bruderschaft vom goldenen Kreuz (1558) im 
Kampf gegen das „teüffelhafftig lasster" des Saufens und Fressens, in: Mitteilungen 
des steiermärkischen Landesarchivs 46 (1996), S. 59ff., zu Maximilian S. 96f. 
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schärfen sollte. 64  Das Patent erschien im November 1558 und wurde 
bald wiederholt, ohne wesentliche Verbesserungen bezüglich der 
Durchsetzung der Policeyordnung erreichen zu können.65 

Nach dem Tod Ferdinands I. wurde die Regierung der österreichi-
schen Länder unter seinen Söhnen aufgeteilt. Der älteste Sohn und 
Nachfolger im Kaiseramt, Maximilian, übernahm die Herrschaft über 
Österreich unter und ob der Enns, Böhmen, Mähren, Schlesien und 
Ungarn, Erzherzog Ferdinand erhielt Tirol und die Vorlande und 
Erzherzog Karl die innerösterreichischen Länder (Steiermark, Kärn-
ten, Krain, Görz, Gradiska, Triest sowie habsburgisch Istrien und 
Friaul). Allen drei Herrschern war gemeinsam, daß sie relativ rasch 
nach der Übernahme der Herrschaftsgewalt in ihren Ländern eine 
Neuredaktion bzw. Überarbeitung und Ergänzung der größeren Ord-
nungen veranlaßten. Kaiser Maximilian II. erließ etwa 1566 eine 
„Reformation, Bestättigung und Besserung" der ferdinandeischen 
Policeyordnung von 1552 für Österreich unter und ob der Enns, die 
bereits in vielen Punkten bei den Standen umstritten gewesen war. 66 

Diese Reformation beschrankte sich nun aber primär auf die Neu-
formulierung der „principalpuncte", der Regelungen gegen die „offen-
baren Laster", die Maximilian II. ja schon seit längerem verfolgte. Dabei 
ist neben der Wiederberücksichtigung des Hofgesindes die Abmilde-
rung der Spielbeschränkungen am auffälligsten. Die ebenfalls im 
Druck erschienene Policeyordnung von 1568, eine sprachlich leicht 
adaptierte Version der Policeyordnung von 1566 und deshalb in den 
Quellen bisweilen als „Superreformation" bezeichnet, wurde hingegen 
niemals publiziert, weil Maximilian II. von ihrer Durchsetzung nicht 
überzeugt war. 67 

64 Hofintimation wegen eines Generalmandatentwurfs vom 22.08.1558, Wien: 
NÖLA/StA B-1-1/2, fol. 400£.; Entwurf eines Generalmandates, August 1558: NÖLA/ 
StA B-I-1/2, fol. 303-306. 

65 Generalmandat vom 29.11.1558, Prag, sowie vom 05.01.1560, Wien: NÖLA/StA 
GR 2 (Kaiserliche Patente 1558-1571). 

66 Der Rö: Khay: Mat: Maximilian des anndern Zu allen Zeitten Merer des Reichs / 
auch zu Hungern und Behem etc. Königs Ertzhertzog zu Osterreich / etc. Reformation 
Bestättigung und besserung Weilendt Kayser Ferdinanden / Hochlöblichister Gedecht-
nuß / hieuor außgangnen Policey Ordnung / Jn jrer Kayserlichen Maiestat / Nider-
österreichischen Landen /jetzt von Newem Außgangen und Publiciert. Anno M D LXVI 
[Caspar Stainhofer, Wien o. J.]. 

67 Der Rö: Khay: Mat: Maximilian des anndern Zu allen Zeitten Merer des Reichs 0 
auch zu Hungern und Behaim / etc. Khönig / Ertzhertzogen zu Osterreich / etc. 
Reformation, Bestätigung / und Besserung der hieuor / durch Weylendt / Kaaiser 
Ferdinanden / hochlöblichister gedächtnuß außgangnen / vnnd hernach im verschinen 
Sechsvndsechtzigisten Jar / von Jrer Kay: Mt: vernewrten vnnd bestätten Policey 
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Karl II. von Innerösterreich wollte umfassende Policeyordnungen 
erlassen. Da die einzelnen Landstande hinsichtlich ihrer Forderungen 
und Bestrebungen aber ziemlich voneinander abwichen und das 
Schicksal der länderübergreifenden Policeyordnungen bekannt war, 
verfolgte er nun den Weg einer bloß länderweisen Ordnungsgesetzge-
bung. Im Jahr 1577 konnten dann zumindest für Kärnten und die 
Steiermark eigene, voneinander auch abweichende Policeyordnungen 
erlassen werden. Die steirische Policeyordnung von 157768  übernahm 
und verschärfte unter anderem einige Regelungen der Policeyordnung 
von 1566/68, wie beispielsweise diejenigen über das Spiel. Die Policey-
ordnung von 1577 für Kärnten69  hielt sich stärker an die alte Policey-
ordnung von 1552, fügte aber bezüglich des Spiels noch die gerade 
angesprochenen steirischen Verschärfungen mit ein. 

In Tirol ließ Ferdinand 70  die Landesordnung von 1532 und damit 
eine Fülle von spielrelevanten Bestimmungen erneuern. Zusätzlich 
erließ er parallel dazu 1573 erstmals eine Policeyordnung,71  die die 

Ordnung/ Jn jrer Kay: Mt: Niderösterreichischen Landen /jetzt widermals von Newem 
außgangen / und Publiciert / Anno / MDLXVIII [Caspar Stainhofer, Wien o. J.]; zur 
fehlenden Publikation siehe das ldf. Dekret an die Stande/ÖudE vom 16.02.1573. 
NÖLA/StA B-I-1/2 (1523-1601), fol. 480-483, hier 481r: „Dieselb [=PO 1566] hat aber 
auch des nicht gewürckt, so man sich versehen, wie solches laider der augenschein 
betzeüget, welches ir kay. mt. verursacht, das sy hernach anno achtundsechtzigist die 
sachen weitter beratschlagt unnd sich abermaln ainer superreformation [=PO 15681, 
hieneben No. 3, entschlossen, deren publication aber damaln unnd bißhero allain 
darumben verplieben, das irer kay. mt, die mitl gemanglet, wie dieselb nit allain 
plößlichen Publiciert, sonnder auch in würckliche, ernstliche unnd steüffe execution, 
voltziehung unnd handthabung gericht unnd darinnen unnder allen stenden unnd in 
allen puneten wesentlich erhalten werden unnd daraus ainsten der langgesuechte 
wolferige nutz ervolgen müge". 

68  Ordnung guter Policey Wie solliche von der Fürstlichen Durchleuchtigkait / 
Herrn Carin Ertzhertzogen zu Oesterreich / Hertzogen zu Burgundi / Steyer / 
Kärndten / Crain / und Wiertemberg / Grauen zu Tiroll und Görtz / etc. Jn derselben 
löblichen Hertzogthumb Steyer / mit vorwissen und räthlichem gutbeduncken einer 
allgemainen Ersamen Landtschafft daselbst / Jm fünffzehen hundert / siben und 
sibentzigisten Jare / vernewert / auffgericht und bestett worden [Michael Manger, 
Augsburg 15771. 

69  DEs Ertzhertzogthumbs Rhärndten verbesserte und New aufgerichte Policey 
ordnung / Jm ain tausend fünffhundert und Sibenvndsibentzigisten Jar. [Zacharias 
Bartsch, Graz 15781; spielrelevante Artikel abgedruckt bei: SCHUSTER, Spiel (Anm. 24), 
S.222£ 

70  JOSEF HIRN*, Erzherzog Ferdinand II. von Tirol. Geschichte seiner Regierung und 
seiner Länder: Bd. 1-2, Innsbruck 1885/87. 

71  New Reformierte Landsordnung der Fürstlichen Grafschafft Tirol. Daran ange-
bunden: Fürstlicher Durchleuchtigkayt Ertzhertzog Ferdinanden zu Osterreich / 
Hertzogen zu Burgundi etc. Grafen zu Tirol etc. Ordnung und Reformation guter 
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niederösterreichischen Ordnungen zu Vorbildern nahm. Beide, Lan-
des- und Policeyordnung, wurden 1603 unverändert nachgedruckt. 
Zur Zeit Ferdinands I. war es trotz einiger Versuche und der 
Übersendung einer Policeyordnung als Diskussionsgrundlage nicht 
zum Erlaß einer eigenen Tiroler Policeyordnung gekommen, weil die 
Stände dies unter Berufung auf die Landesordnung, die diese Artikel ja 
sowieso enthielt, abgelehnt hatten. 72  In Titel 11 „Vom Spil"73  wurden 
Teile der Bestimmungen der Policeyordnung von 1566/68 wörtlich 
übernommen und noch ausgebaut. Manche Bestimmungen der Lan-
desordnung wie etwa das Verbot des Spiels auf Märkten und Kirch-
tagen mit Ausnahme der Preisschießen um Zinn oder andere Kleino-
dien sowie das Verbot der Kegelbahnen mußten bald wiederholt und 
eingeschärft werden. 

In den 1580er und 1590er Jahren kam es dann auch erneut zu 
Bestrebungen, die Policeyordnung in Österreich unter und ob der Enns 
zu reformieren. Ein Unterfangen, das allerdings wiederum im Gesetz-
gebungsprozeß steckenblieb. Erhalten ist aus jener Zeit ein von den 
obderennsischen Ständen beschlossener Entwurf zu einer Policeyord-
nung für beide Länder aus dem Jahr 1592, der sich im Artikel „Vom 
spillen" ausführlich mit der beabsichtigten normativen Behandlung 
des Spiels beschäftigt und bislang in der Forschung keine Beachtung 
gefunden hat.74 

4. Die österreichischen Spielregelungen in systematischer Sicht 

Nach diesem -Überblick über den Verlauf der Entstehung der öster-
reichischen Policeyordnungen sowie speziell der darin enthaltenen 
spielrelevanten Bestimmungen sollen diese nun systematischer unter-
sucht werden. 

Policey / in jrer Durchleuchtigkait Fürstlichen Grafschafft Tirol [beide: Hans Ernst-
inger, o. 0. 1574]. 

72 SARTORI-MONTECROCE, Reception (Anm. 50), S. 46ff., BLICRLE, Landschaften (Anm. 
50), S. 224, vermutet, daß den Ständen die Reichspoliceyordnung 1548 vorgelegen 
habe. Tatsächlich dürfte Ferdinand I. den Landständen den Entwurf der späteren PO 
1552 vorgelegt haben, um dessen Geltungsbereich zu vergrößern, eine Absicht, die er 
auch andernorts (Vorarlberg, Vorderösterreich, Böhmen, Mähren) verfolgte. 

73  Abgedruckt bei SCHUSTER, Spiel (Anm. 24), S. 221 f. 
74 „Neue Policej Ordnung": ÖNB Hs. 8458. Edition in Vorbereitung. 
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4.1. Allgemeine Verbote 

Ein allgemeines Verbot sämtlicher Gewinnspiele für alle Bevölke-
rungskreise läßt sich in der Frühneuzeit nicht finden. 75  Vielmehr wird 
regelmäßig auf die Standeszugehörigkeit geachtet und meist nur der 
Einsatz beschrankt. Allein dem gemeinen Mann, worunter hier auch 
Handwerker, Bauern und Weinhauer gerechnet wurden, war nach den 
Policeyordnungen von 1542 und 1552 „gar khayne Spiel groß noch 
claine / mit Wirffel oder Karten / zu kainer zeit" gestattet. 76  Dieser 
Bestimmung stand nun Art. LXXVIII der Policeyordnung von 1552 
entgegen, der den Handwerkern ehrbares und ziemliches Spiel wie 
schon 1527 zubilligte. Eine Tatsache, die einzig den Kärntner Land-
ständen aufgefallen war. 77  Es handelte sich hierbei um ein Redak-
tionsversehen, welches sich aus dem Zusammenfugen verschiedener 
Teile zu einer Ordnung ergeben hatte. Teile der Policeyordnungen von 
1527 und 1542 waren mit einigen zusätzlichen neuen Bestimmungen 
zur Policeyordnung von 1552 verschmolzen, nicht aber hinreichend 
inhaltlich harmonisiert worden. Bemerkenswerterweise verursachte 

75 Zum Vergleich siehe auch die Angaben bei GusTAv KLEMENS SCHMELZEISEN, Polizei-
ordnung und Privatrecht, Münster/Köln 1955, S. 291: „Das Spiel wird selten schlecht-
hin verboten"; HsiNz UFBERicH, Die Anfänge der Polizeigesetzgebung des Herzogtums 
Baiern, in: Festschrift für Max Spindler zum 75. Geburtstag, hg. von DIETER ALBRECHT 
u. a., München 1969, S. 307-378, hier S. 358 f., berichtet von einem allgemeinen, 
ständisch beschränkten Spielverbot in der Münchner Landesordnung 1500 und der 
Landshuter von 1501: „Solch generelle Spielverbote, die undurchführbar blieben, sind 
im ganzen Ausnahme und auch in Baiern ist man wieder davon abgekommen". 

76 PO 1542 Art. VIII Abs. 2 = PO 1552 Art. VI Abs. 12. 
77 Instruktion des Kärntner Landtags für ihre Gesandten wegen Beschwerden 

gegen die PO 1552, 04.12.1552: NÖLA/StA B-I-1/2 (1523-1601), fol. 39-47, hier fol. 
44v-45r: „Karten und würfflspill, Offentliche danzen: Ferner so sollen der rö. khu. mt. 
die gesanndtn allain zu gehorsamisten Bericht antzaigen, das in der policei erstlich am 
articl von wegen des spills gestellt ist, daz den hanndtwerhern, khnechten auch 
pauersleütten, hauern unnd also den gemainen man gar khain spül groß noch khlain 
mit würfl oder kharten zu khainer zeit bei schwären straff gestattet noch zuegesechen 
werde, das auch die wiert unnd leidtgeben jeder zeit das gellt, so solliche spiller vor 
innen ligen haben, zu ieren hannden nemen sollen. Hernach an ainem andern orth ist 
in der policei angezaigt, daz die hanndtwercher auf offnem platz mit den gemainen 
frauen nit tantzen, das sy auch niht spiltisch besteen unnd die halten, noch auf den 
offnem platz spillen, sich auch sonst im spill, daz erbar zimblich sein soll, valscher 
würffell noch kharten nicht geprauchen oder bei irren haben, das also unnsers achtens 
diser articl in der policey aneinander auch widerwärtig gestellt. Erstlich wierdet es den 
hanndtwerchern unnd mennigclich von den gemainen mann jeder zeit genntzlich 
verpotten unnd hernach an ainem anndern orth den hanndtwerchern widerumben 
zuegelassen". 
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dies nun in der Folge durchaus unterschiedliche Lösungen. Partiell 
wurde der Widerspruch in einer Art authentischer Interpretation vom 
Landesfürsten im Sinne des allgemeinen Verbots gelöst; und zwar 
bestimmte Ferdinand I. in seinen Kärnten und Krain betreffenden 
Erklärungen der Policeyordnung, daß Spielen für Bandwerker und 
Bauern „unangesehen der vom spill hernachvolgund oder gegesetzten 
[sie] articl mitnichten erlaubdt" wäre. 78  Andererseits ging die Erklä-
rung für Österreich unter der Enns von diesem allgemeinen Verbot für 
den gemeinen Mann doch deutlich ab. Leibesübungen und Spiel um 
einen bloß geringen Einsatz — oder wie es die welle ausdrückt „nicht 
gevärlichs, noch theure spill" — wurden „allain khurtzweill halben" 
gestattet, Spiele um hohen Einsatz und die in Städten und auf den 
Kirchtagen zu findenden, typisch öffentlichen Glücksspiele „allain 
gewinß halben", wie etwa „Brenten",79  dagegen verboten.80 

Dieses nun territorial ab 1552 bloß auf Kärnten und Krain be-
schränkte absolute Spielverbot für den gemeinen Mann findet sich in 
keiner der anderen Policeyordnungen; es war auch noch nicht in dieser 

78  Ldf. Erklärung der PO 1552 für Kärnten, Graz, 15.01.1553: NÖLA/StA B-I-1/2, 
fol. 48-53, hier fol. 52r—v: [3.] „Beschlieslich sovill daz spill belanngt bei der rubrickh 
`Von maß unnd straff des zuetrinnkhens' bei den articl anfahendt: `unnd dieweil daz 
spill wie offenwar unnd landkhundig ist, zu vili schwärn sünden, lasstern unnd 
ubelthaten ursach gibdt', wellen wir neben andern inhallt desselben articls nochmal-
len erclert haben, das khainen hanndtwerchs- oder pauersman ainich spill mit würfll 
oder kharten unangesehen der vom spill hernachvolgund oder gegesetzten [sie] articl 
mitnichten erlaubdt, sonnder gänntzlichen verpotten sein soll bei vermeidung der 
straff unnd peen desselben articls halb in unnser policei vermeldet". — Identisch auch 
in der landesfürstlichen Erklärung der PO 1552 für Krain, 09.04.1553, Graz: NÖLA/ 
StA B-I-1/2, fol. 362-367; ARS/Stan. I. 699 (alt 394) [Polizeisachen]; StmkLA/Meiller-
akten VI a, fol. 96-105. 

79  Nach ZOLLINGER, Geschichte (Anm. 15), S. 295, handelt es sich um den „Ober-
begriff verschiedener, teils konzessionierter Glücksspieiformen auf Kirchtagen, Jahr-
märkten, Schützenfesten u. ä.", wobei wohl meist ein Drehbrett benutzt wurde. 

so Landesfürstliche Antwort auf eine Beschwerde der Stande/ÖudE, 08.12.1553: 
WStLA Hauptarchiv-Akten 1/1553, fol. 3v: „[3.] Sovill die spill belanngt, wiewoll ir rö. 
kn. mt. etc. bey ir genedigclich erwogen, das auß dem spill allerlay ubis und unrath 
ervolgt, yedoch so bedenckhen ir ku. m. etc. genedigclich das dennocht der gemain 
mann auch etwaß ain recreation und kurtzweill billichen haben soll und mueß und 
keglscheiben, stainschiessen oder werffen und anndere dergleichen spill, so leibsye-
büngen mit sich bringen, nicht sonnders gevärlichs, noch theure spill, sein ir rö. ku. mt. 
genadigclich genaigt, solche seil doch das die allain khurztweill halben und nit umb 
hoch gelt beschehen, den unnderthannen zu ainer khurztweill zuezelassen und zu 
gestatten, was aber mummereyen, mumschanntzen, prennten und dergleichen ann-
dere theure spill mit karten und wurfflen belanngt, auch anndere offen spill in stetten 
und auf den kirchtägen, so allain gewinß halben gewebt werden, wellen ir rö. ku. mt., 
das dieselbigen durchaus verpoten und abgestellt sein sollen". 
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Strenge im Entwurf von 1524 enthalten. Die steirische Policeyordnung 
von 1577, der ein obderennsischer Entwurf aus dem Jahr 1592 folgte, 
untersagte zwar dem ledigen wie Handwerksgesinde, den Tagwerkern 
und „Puben" das „Spielen [ ... ] gäntzlich", sie ließ den gemeinen Mann 
ansonsten aber um einen geringen Betrag spielen.81  Möglicherweise 
war in diesen Fällen aber auch nur das Spielen um Geld gemeint. Dies 
könnte der Wortlaut der Bestimmungen nahelegen, die etwa an die 
Verbote anschließend als Strafe eine „Leibstraff / und verlierung des 
Gelts / so zum Spilln auffgesetzt",82  androhten oder die Wirte beauf-
tragten, „das Gellt / so soliche Spiler vor jnen liegen haben",83  weg-
zunehmen. Mit letzter Sicherheit läßt sich dies zwar nicht beweisen, 
die Grundtendenz der frühneuzeitlichen Spielregelungen weist aber 
eher in diese Richtung. 

Von diesen wenigen Ausnahmen abgesehen, war also ein Spiel um 
Geld — „von khurtzweil wegen"84  und solange es „zimlich" und 
„Erbar"85  blieb — erlaubt. In diesem Sinne charakterisierte Guarinoni 
das von ihm positiv bewertete „Seil", welches im dialektischen Gegen-
satz zum „Vnspil" stand. Für den Fall, daß man spielen wollte, war 
allein ersteres zu empfehlen, das „ein Kurtzweil / ein Vbung / und eine 
Ergetzlichkeit" für den Menschen darstelle.86  Der Erholungs- und 
Rekreationseffekt bestimmter spielerischer Betätigungen wurde folg-
lich von der medizinischen Wissenschaft durchaus als nützlich und 
positiv bewertet, und auch die normativen Regelungen billigten die 
Funktion des Spiels als „recreauon und kurtzweill".87  Berücksichtigt 
werden mußten aber beim Spiel die vielfältigen Einschränkungen 
zeitlicher und örtlicher Natur sowie die Frage der Höhe des erlaubten 
Spieleinsatzes. Sonderbestimmungen finden sich auch immer wieder 
für bestimmte Personengruppen. 

81 PO Stmk 1577 Art. II Abs. 8; PO-Entwurf ÖodE 1592, fol. 14v 
82 PO Stmk 1577 Art. II Abs. B. 
83  PO 1542 Art. VIII Abs. 2. 
84 So etwa: PO 1566/68 Art. II Abs. 5 und 6; PO Tirol 1573 Tit. Il; PO Stmk. 1577 

Art. II Abs. 6 und 7; PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 1 und 2; PO-Entwurf 1592, fol. 14r. 
85 So PO 1527 Art, XVII; PO 1552 Art. LXXVIII; PO Ktn 1577 Art. LXXVIII. 
86 GuARINONius, Grewel (Anm. 2), S. 126. 
87  Vgl. Erklärung der PO 1552 für ÖudE (Anm. 80). 
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4.2. ,Spielbeschränkungen 

3) Einsatz: Hinsichtlich des Spieleinsatzes kann durchgehend ein 
Grundsatz festgemacht werden: Prinzipiell sollten sich die Norm-
adressaten jedes „thewern / schwären und hässigen" Spiels enthal-
ten.88  Spielen „vmb Gelt / mit Würffeln / oder Karten" war deshalb 
innerhalb gewisser monetärer Grenzen und unter der Prämisse der 
„Kurzweiligkeit" — von den wenigen Ausnahmen einmal abgesehen —
durchgehend erlaubt. 89  Es bestand nur die allgemeine Pflicht jedes 
Einzelnen, mit seinem Vermögen nicht leichtfertig umzugehen und vor 
allem das rechte Maß zu bewahren, wobei dieses bisweilen policeylich 
vorgegeben war. 

Die Höhe des Spieleinsatzes schien dabei nicht ausdrücklich rege-
lungswürdig zu sein, vielmehr versuchten die Policeyordnungen zu-
meist die Höhe der Spielverluste den Standesgrenzen folgend zu 
begrenzen. Adeligen, die nur unter sich spielen wollten, war 1542 
und 1552 bloß hohes Spiel verboten, welches in den Normen nicht 
näher bestimmt wurde. Die Policeyordnungen von 1566/68 bezifferten 
die Höhe mit gar stattlichen 40 Gulden Spielverlust „auf ainsten",90 
also wohl pro durchgehender Spielaktion. Die Tiroler Policeyordnung 
von 1573 reduzierte den statthaften Verlust pro Tag auf 25 Gulden.91 
Die zwei innerösterreichischen Policeyordnungen begrenzten den 
Spielverlust auf das zum Spiel mitgebrachte Bargeld. 92 Spielen auf 
Borg war demgemäß verboten. Der Entwurf von 1592 der Stande von 
Österreich ob der Enns bestimmte 20-30 Gulden als Verlustgrenze. 93 

Auf den Reichstagen oder bei „ansehenlichen frembden Podtschafiten" 
war den Grafen, Herren und den anderen Adeligen das Spielen über-
haupt „unbenommen".

94 

88  PO 1542 Art. VIII Abs. 2; PO 1552 Art. VI Abs. 12; PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 1; 
PO 1573 Tit. 11. 

89  Vgl. Erklärung der PO 1552 für ÖudE (Anm. 80); PO 1573 Tit. 11. 90 PO 1566/68 Art, II Abs. 6. 
91 PO 1573 Tit. 11. Der Südtiroler Adelige Dionys von Rost verzeichnete etwa am 22. 

August 1570 seinen Verlust im Spiel, welches nach dem Abendessen im Kreise einer 
größeren Gesellschaft stattgefunden hatte: „Hab 26 Gulden verspilt". KARL BRAITEN-

 

sERG, Das Tagebuch des Ritters Dionys von Rost vom Jahre 1570, in: Der Schlern 29 
(1955), S. 411-424, hier S. 421. 

92 PO Stmk 1577 Art. II Abs. 7; PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 3. 93 PO-Entwurf 1592, fol. 14r. 
94  PO 1566/68 Art. Il Abs. 6. 
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Für die Bürger bestand ein Spielverbot für hohes Spiel in der 

ferdinandeischen Zeit, 95 welches unter Maximilian II. auf maximal 

zwei Reichstaler Verlust pro Tag näher festgelegt wurde. 96  Im Gegen-

satz dazu durfte man im letzten Drittel des 16. Jahrhunderts in Tirol, 

Kärnten und Steiermark nur einen Gulden pro Tag verspielen, wie es 

dann auch der Entwurf 1592 vorsah. 97  Die Beschränkungen des 

Hofgesindes entsprachen ab 1566 regelmäßig denen der Bürger. Zuvor 

waren sie von den Spielbeschränkungen nicht betroffen. 

Die strengsten Bestimmungen betrafen den gemeinen Mann. Nach 

dem bloßen Text der Policeyordnungen von 1542 und 1552 durfte 

dieser überhaupt nicht spielen, was sich wohl tatsächlich als undurch-

setzbar erweisen sollte. 98  Wie schon angesprochen, wurden im nach-

hinein dieser Bevölkerungsgruppe in Österreich unter der Enns 

Spiele, „die allain khurztweill halben und nit umb hoch gelt besche-

hen", erlaubt. Die Policeyordnungen von 1566/68 sowie die Policey-

ordnung von 1573 für Tirol gewährten einen Spielverlust von acht bis 

zehn Kreuzern pro Tag,99  die beiden Policeyordnungen von 1577 für 

Steiermark und Kärnten dagegen nur sechs Kreuzer, loo  wobei in 

Kärnten dies nur an Feiertagen zulässig war. Der Entwurf von 1592 

hatte sogar einen Verlust von 15 Kreuzern pro Tag gestattet. 101 

Die Berücksichtigung bzw. Nichtberücksichtigung mancher Gruppe, 

die zwischen unbestimmt und genau definierten Wertsätzen oszillie-

renden Höhen der erlaubten Spielverluste 102 sowie die Abkehr und 

Abmilderung der absoluten Spielverbote sind wohl auf die bestehenden 

sozialen Verhältnisse und die Einsicht in die vorherrschenden Reali-

 

95  PO 1542 Art. VIII Abs. 2; PO 1552 Art. VI Abs. 12. 
96 PO 1566/68 Art. II Abs. 5. 
97  PO Tirol 1573 Tit. 11 Abs. 1, PO Strak 1577 Art. II Abs. 6; PO Ktn 1577 Art. VIII 

Abs. 1. 
98  PO 1542 Art. VIII Abs. 2; PO 1552 Art. VI Abs. 12: gemeiner Mann: Inwohner, 

Berg- und Handwerksgesellen, arbeitende Leute, Tagelöhner, Bauern. 

99  PO 1566/68 Art. II Abs. 5; PO Tirol 1573 Tit. 11. 
100 PO Stmk 1577 Art. II Abs. 6; PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 1. 

101  PO-Entwurf 1592, fol. 14r. 
102 Ob die „moderne" Interpretation von SEELIG, Glücksspielstrafrecht (Anm. 57), 

S. 118, den Gegebenheiten des 16. Jahrhunderts allerdings in allen Punkten gerecht 

wird, ist zu bezweiflen: „Man beachte wohl: nicht das Spiel um hohe Beträge war 

verboten; wer Glück hatte, durfte auf einen Sitz Unsummen gewinnen und blieb 

straflos. Nur der Verlierende mußte, sobald sein Verlust das seinem Stand entspre-

chende vorgeschriebene Tagesquantum erreichte, zu spielen aufhören, um nicht durch 

einen weiteren Verlust straffällig zu werden; wagte er es, spielte er weiter und gewann 

hiebei, so blieb er ebenfalls straflos". 
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täten einer stratifikatorisch gegliederten Gesellschaft zurückzufüh-
ren, andererseits aber auch letztlich Ausdruck der nur sehr schwer 
durchsetzbaren Reglementierbarkeit des — modern gesprochen — 
„Freizeitverhaltens". Insbesondere die nach oben hin unbegrenzte 
Spielfreiheit des Adels auf Reichstagen oder während Gesandtschaf-
ten entsprach dem gesellschaftlich erwarteten Auftreten und der dort 
erforderlichen persönlichen Reputation. Höfisches und diplomatisches 
Umfeld stimulierten im Adel eine „Prestigerivalität, die Konsum- und 
Luxusaufwand nachhaltig beeinflußte" und der man sich ohne Ge-
sichtsverlust nicht völlig entziehen konnte. 103  Das Glücksspiel erwies 
sich hier in seiner identitätsstiftenden Funktion „als legitimer Ver-
haltensraster" innerhalb des adeligen Standes. 104 

2) Ort: Richard van Dülmen hat bereits plakativ festgehalten, daß 
wo „immer Menschen außerhalb ihrer Arbeit zusammenkamen, f ...1 
gespielt" wurde. 1()5  Geschah dieses Zusammentreffen in der Öffent-
lichkeit, so konnte die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Bevölke-
rungsgruppe spezifische Verhaltenspflichten auferlegen. Besonders 
für die Handwerkszünfte war das öffentliche Auftreten und Betragen 
ihrer Mitglieder von großer Wichtigkeit. Schlechtes Benehmen und 
unsittlicher Lebenswandel waren geeignet, die ganze Zunft in Miß-
kredit zu bringen und damit die „Ehre" des Handwerksstandes zu 
beeinträchtigen. So kann man fast allen Handwerksordnungen die 
Sorge um das gute Betragen vornehmlich der Gesellen und Lehrjungen 
entnehmen, wobei durchgehend den Meistern die Überwachung des 
sittlichen Lebenswandels ihrer Untergebenen überantwortet war. 1()6 

Besonders die Gesellen galten dabei als ein Unsicherheitsfaktor ersten 

103 Vgl. vor allem ALBRECHT P. LUTTENBERGER, Pracht und ]Ehre. Gesellschaftliche 
Repräsentation und Zeremoniell auf dem Reichstag, in: ALFRED KÖHLER/HEINRICH LuTz 
(Hg.), Alltag im 16. Jahrhundert. Studien zu Lebensformen in mitteleuropäischen 
Städten, Wien 1987, S. 291-326, hier S. 301. ROSEMARIE AULINGER, Das Bild des Reichs-
tages im 16. Jahrhundert. Beiträge zu einer typologischen Analyse schriftlicher und 
bildlicher Quellen, Göttingen 1980, S. 280f, berichtet von der „Spielwut" mancher 
Fürsten. So soll Kurfürst Joachim von Brandenburg am Reichstag 1542 in nur zwei 
Spielsitzungen rund 40.000 Gulden verloren haben. Während des Reichstags von 1544 
verlor Kurfürst Johann Friedrich von Sachsen dann angeblich 12.344 Gulden. 

104 Vgl. dazu ZOLLINGER, Geschichte (Anm. 15), S. 47 ff., hier S. 49. 
105 RICHARD VAN DÜLMEN, Kultur und Alltag in der frühen Neuzeit, Bd. 2: Dorf und 

Stadt, 16. — 18. Jahrhundert, München 1992, S. 127, zur Festkultur S. 126 ff. 
106 GusTAv OTRUBA, Gewerbe und Zünfte in Niederösterreich, St. Pölten/Wien 1989, 

S. 65. Vgl. auch besonders: ALBERT MÜLLER, Arbeitsverbote und Soziale Disziplinierung 
im städtischen Handwerk des Spätmittelalters. Das Fallbeispiel Wiener Neustadt, in: 
GERHARD JARITz/KÄTnE SDNNLEITNER (Hg.), Wert und Bewertung von Arbeit im Mittel-
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Ranges. Die Policeyordnung von 1527 bestimmte demgemäß im Artikel 
„Tanntz und Spil auff offen plätzen",107  daß die Handwerksgesellen in 
der Öffentlichkeit nicht mit „gemainen Frawen" zu tanzen hätten. 
Weiterhin war ihnen verwehrt, „auf offen platz" als Spielunternehmer 
aufzutreten oder dort selbst zu spielen. Der enge Konnex zwischen 
Prostitution und Glücksspiel, der auch in diesem Artikel hervortritt, 
läßt sich schon für das Spätmittelalter feststellen, 108  und er findet sich 
ebenfalls in der Tiroler Landesordnung.1Ö9  In Pestzeiten wurde ganz 
allgemein das „offen Spill", worunter aber auch das Schauspiel ver-
standen werden konnte, gänzlich verboten. 110 

Ansonsten wurde das Spiel in der Öffentlichkeit oder an öffentlich 
zugänglichen Plätzen, sieht man von den Sonn- und Feiertagen ab, von 
den Policeynormen toleriert; allerdings wurde das „Spiel in wincklen / 
an haimlichen und vngewöndlichen orten" grundsätzlich verboten und 
verfolgt."' Einen erlaubten öffentlichen Ort stellten die Wirtshäu-
ser112  dar. Diese wurden zwar permanent als Horte allen Übels 

alter und in der frühen Neuzeit, Graz 1995, S. 151-184, zum Spiel besonders S. 176£. 
Die Texte in: Wiener Neustädter Handwerksordnungen, hg. von MARTIN SCHEUTz u. a., 
Wien u. a. 1997; zu Wien vgl. FERDINAND OPLL, Leben im mittelalterlichen Wien, Wien 
u. a. 1998, S. 132 f. 

107 PO 1527 Art. XXXVII = PO Wien 1527 Art. L=VII. 
los Vgl. BEATE SCHUSTER, Die freien Frauen. Dirnen und Frauenhäuser im 15. und 

16. Jahrhundert, Frankfurt a. M. 1995, S. 122£.; PETER SCHUSTER, Das Frauenhaus. 
Städtische Bordelle in Deutschland (1350-1600), Paderborn 1992, S. 58, 68 ff. und 109. 
Damit deckt sich auch das Ergebnis von HELMA REIMöLLER, Die zwei Gesichter der 
femina ludens. Bemerkungen zur Kartenspielerin im spätmittelalterlichen Diskurs, in: 
BEA LUNDT/HELMA REIMÖLLER (Hg.), von Aufbruch und Utopie. Perspektiven einer 
neuen Gesellschaftsgeschichte des Mittelalters, Köln u. a. 1992, S. 302-329, die die 
Verwendung der „femina ludens" unter anderem zur „Personifizierung und Mittlerin 
der Unkeuschheit" erweist. 

109 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 22: „am Spil / bey leichtfertigen Frawen". 
110 ZB.: Wiener Infektionsordnung vom 28.08.1562, Artikel „Die offen Spillen / 

Fechtschüellen und Spilleitt / nit zuhalten": DER Röm. Kay. auch zu Hungern vnnd 
Behaim etc. Kü. May. Ertzhertzogens zu Osterreich vnsers Allergenedigisten Herrn 
etc. Verwalter StatthalterAmbts / Cantzler / Regenten / und CamerRäthe der Nider-
österreichischen Lande / New fürgenomene Infection Ordnung 1562 [Michael Zimmer-
man, Wien 1562]. 

111 TLO 1532 Buch 7, Tit. 15. 
112  CHRISTA MÜLLER, Sozialdisziplinierung während Fastnacht und Fastenzeit in 

Tirol zwischen 1530 und 1650, Wien 1995, S. 66ff.; an einem italienischen Beispiel: 
GHERARDo ORTALLi, 11 guidice e la taverna. Momenti ludici in una piccola communitä 
lagunare (Lio Maggiore nel secolo XIV), in: DERB. (Hg.), Gioco e giustiza nell'Italia di 
Commune, Rom/Treviso 1993, S. 49-70. Die unterschiedlichen Funktionen des Wirts-
hauses beschreibt mustergültig: BEAT KÜMIN, Useful to haue, but difficult to govern. 
Inns and Taverns in early modern Bern and Vaud, in: Journal of Early Modern 
History 3 (1999), S. 153-175, besonders S. 162£ zu Unterhaltung und Spiel. 
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gebrandmarkt, und auch Guarinoni konnte sich den pauschalen Ver-
urteilungen nur anschließen, wenn er das „Wirts- vnnd Sauffhauß" 
generell als ein „Zunder und Lehrhauß aller jrdischen vrind höllischen 
Laster" 113  bezeichnete; trotzdem ließen sie sich als Mittelpunkt des 
frühneuzeitlichen geselligen Lebens leichter überwachen als andere 
Orte. Diese Überwachungsfunktion unterliefen die vor der Obrigkeit 
versteckt bleibenden Winkelwirtschaften mit ihren illegalen Betrei-
bern, die dadurch naturgemäß in ihrer Unkontrolliertheit Glücksspie-
ler wie Magnete anzogen. Nach dem Tiroler Bauernkrieg ging man 
speziell gegen diese „newen ungewondlichen Hewser" — die Winkel-
wirtschaften — vor. In ihnen würde es bloß zu „groß Zerungen / auch 
ungepürlich spil / Zuetrincken / und Gotslösterung / Aufruer / und 
haimlich Conspiraton / auch mörtlich thaten" kommen. Hier war also 
die Sorge um die Bekämpfung des lasterhaften Lebens gekoppelt mit 
der Furcht vor weiteren Aufstanden und Revolten, die in der Obrigkeit 
nicht bekannten Wirtshäusern umso leichter ausgeheckt werden 
konnten. 114  Dieses Verbot der illegalen Wirtshäuser wird später noch 
in Einzelmandaten erneuert.115 

„Wilt du Karten / Würffel / vnnd ander Spiel sehen oder lernen? Such 
die Lehrmeister im wirtshauß", empfahl Guarinoni seinen Lesern 
leicht ironisch, denn „keine Handwercker / keine Tagwercker / keine 
Schmäräcken /ja keine Schergen noch Hundtsschinder / kommen ins 
Wirtshauß / ein Wein oder Bier zu trinken / die nicht jhr Kartenspiel 
bey jhnen tragen / oder an Wirth begeren" 116  Bezüglich der Wirte 
nahmen die Policeyordnungen allerdings eine ambivalente Haltung 
ein: Einerseits galten ihnen als Förderer und Betreiber von Glücks-
spielen eindrückliche Verbote, andererseits waren sie als „Private" 
mit der Wahrnehmung policeylicher Überwachungsfunktionen be-

 

113 GUARINONIUS, Grewel (Anm. 2), S. 827. Aus der bloß konfessionell konträren Sicht 
der Täufer vgl. etwa MARION KOBELT-GROCH, Unter Zechern, Spielern und Häschern. 
Täufer im Wirtshaus, n1: NORBERT FI9cHER/MARION KOBELT-GROCH (Hg.), Außenseiter 
zwischen Mittelalter und Neuzeit. Festschrift für Hans Jürgen Goertz zum 60. 
Geburtstag, Leiden u. a. 1997, S. 111-126. 

114 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 22; TLO 1532 Buch 7, Tit. 9; TLO 1573 Buch 7, 
Tit. 9. 

115 Etwa TLA/Buch Tirol Band 5 (1540-1546), fol. 258: gedrucktes Patent vom 
04.05.1545 wegen Abstellung der „newen ungewonlichen Wirtshewser / darinn sich 
gemainigklich allerlay vnütz / muessigs Gesinde vnderschlaifft / und vngepürlichs Spils 
/ Zutrinckens / und Gotslestern gebraucht" mit Verweis auf die Bestimmungen der 
Landesordnung. 

116 GuARINONIus, Grewel (Anm. 2), S. 1258. 
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traut. 117  Gestatteten sie in ihren Gaststätten entweder direkt ver-
botenes Spiel oder tolerierten sie dieses, so waren sie in Tirol „mit 
doppelter Straff` zu belegen.11s  In den niederösterreichischen Län-
dern war den „Wirrt / Gastguben / Leütgeben" während der Zeit des 
absoluten Spielverbots für den gemeinen Mann aufgetragen, diese 
auf keinen Fall spielen zu lassen. 119  Konnten sie solche Subjekte in 
ihren Gaststätten fassen, dann war der auf den Tischen aufgehäufte 
Spieleinsatz von ihnen einzuziehen und zum Strafgeld zu legen. 
Gestatteten sie sogar verbotenes Spiel, so waren sie mit einer Geld-
strafe in der Höhe eines Guldens zu belegen. Wirte wie Wirtshaus-
besucher dürften davon aber wenig beeindruckt gewesen sein. So läßt 
ein bekanntes Wiener Volkslied der Zeit um 1550 die im Wirtshaus 
zechenden Gesellen dann in der letzten Strophe noch gröhlen: „Raich 
her würfel und karten! Ain pretspil wöln wir han, so mügen wir 
erwarten, biß zeit Wirt schlafen gan".120  In Österreich unter der Enns 
gab es in einem Gutachten den Vorschlag, daß Wirte überhaupt dazu 
verpflichtet werden sollten, Spiele in ihren Gaststuben nicht mehr zu 
gestatten. 1211568 schlugen die Stände von Krain bei den Beratungen 
zu einer Erneuerung der Policeyordnung vor, wie in Tirol ein 
„formular", d. h. einen Aushang, für die Gaststätten zu erstellen, 
welches das obrigkeitlich geforderte Verhalten der Wirte gegenüber 
ihren Gästen wie auch umgekehrt das der Gäste allen Besuchern 
sichtbar beschreiben sollte. 122  Doch trotz aller Bemühungen der 
Obrigkeiten, konnte Guarinoni angesichts des Treibens in den Wirts-
häusern nur mehr ausrufen: „O Christliche Pollicey / wo ligstu 
vergraben und verborgen?" 123 

3) Zeit. Zeitliche Beschränkungen finden sich in dreierlei Hinsicht: 
Einerseits sind die vielen Regelungen zu erwähnen, die ihrem Zwecke 
nach die Nachtruhe bewahren bzw. herstellen sollten. Hiebei sind vor 

117 Vgl. SCHRÖDER-K1EL, Glücksspielbekämpfung (Anm. 18), S. 223. 
118 PO 1573 Tit. 22. 
119 PO 1542 Art. VIII Abs 2-3. 
120 Erzgrube" in: RUDOLF WOLKAN, Wiener Volkslieder aus fünf Jahrhunderten, Bd. 

1/2, Wien 1924, S. 47-51, hier S. 51. 
121 Gutachen unter Leitung von Christoph von Losenstein und Sebastian Grabner 

zu Rosenburg über Policeyartikel, 20. Mai 1524, St. Pölten, Punkt 17 [NÖLA/StA B-I-1/ 
2 (1523-1601), fol. 193x]: „Den wirten und gastgeben sol aufgesetzt werden des spil in 
Iren heusern nit gestattn, auch uber ain geburliche zeit nicht wein ausgeben". 

122 Gutachten „der pollicey etc. halben": ARS/Star. I. 699 (alt 394) [Polizeisachen]. 
123 GUARINONIus, Grewel (Anm. 2), S. 830. 
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allem die Sperrstunden relevant. Nachts war in Tirol das Spiel in 
Wirtshäusern „oder an anndern geferlichen Orten" verboten, wobei die 
Sperrstunde mit neun Uhr festgesetzt war. 124  Auch eine provisorische 
Policeyordnung der vorderösterreichischen Regierung aus der Zeit um 
1550 erließ ein Spielverbot für Wirtshäuser nach neun Uhr. 125  Diese 
gegen das Nachtleben gerichteten Verbote waren aber wohl hier wie 
anderswo ebensowenig wirksam wie andere gegen die Volkskultur 
gerichteten Beschränkungen. 126 Der bayerische Humanist Aventinus 
beschrieb dann auch die Hauptgeselligkeitsaktivitäten des gemeinen 
Mannes einprägsam damit, daß „er tag und nacht bei dem wein [sitzt], 
tanzt, kart, spilt".127  Eine Wertung, die wohl auch für die österreichi-
schen Nachbarländer gilt. Noch 1605 klingen die Klagen einer ständi-
schen Ordnung für die Kärntner Hauptstadt Klagenfurt ganz ähnlich, 
daß nämlich Ratsbürger wie auch „gemeine Bürgerschaft, Handwerker 
und Gesindel, ein solch ärgerliches Leben und Wandel führen, daß 
diese nicht einmal an den großen Festtagen in die Kirchen kommen, 
um Gottes Wort zu hören, daß sie nur oft Tag und Nacht in den 
Wirtshäusern bei Trank und Spiel herumsitzen" 128 

Andererseits existieren eine Reihe von Bestimmungen, die verhin-
dern sollten, daß sich Personen während der Arbeitszeit beim Spiel 
vergnügten. Besonders fällt dies bei den disziplinierenden Bestimmun-
gen der Weingartenordnungen für die Weingartenarbeiter, die Wein-
zierle, Hauer und Hauerknechte auf. Ein Großteil des Weingarten-
besitzes lag in den Händen von Bürgern, Adel und Klerus, die die 
Weingärten nicht selbst bewirtschaften konnten und diese deshalb in 
Taglohn bearbeiten ließen oder bestandweise vergaben. Die Weingär-

 

124 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 22; TLO 1532 Buch 9, Tit. 24. 
125 SPECK, Landstände (Anm. 43), S. 310. 
126 Interessante Einblicke zu den Wirtshausbesuchern bietet NORBERT SCHINDLER, 

Nächtliche Ruhestörung. Zur Sozialgeschichte der Nacht in der frühen Neuzeit, in: 
DERs., Widerspenstige Leute. Studien zur Volkskultur in der frühen Neuzeit, Frankfurt 
a. M. 1992, S. 215-257, besonders S. 232 ff.; vgl. auch ZDENKA JANExovdc-RömER, „Post 
tertiam campanam". Das Nachtleben Dubrovniks im Mittelalter, in: Historische 
Anthropologie 3 (1995), S. 99-111. 

127  Nach WOLFGANG BEHRINGER, Mörder, Diebe, Ehebrecher. Verbrechen und Strafen 
in Kurbayern vom 16. bis 18. Jahrhundert, in: RICHARD vAN DÜLmEN (Hg.), Verbrechen, 
Strafen und soziale Kontrolle. Studien zur historischen Kulturforschung III, Frankfurt 
a. M. 1990, S. 123. 

128 HILDEGUND GRöLL, Alltag, Schicksalsschläge und Feste im ständischen Klagen-
furt des 16. Jahrhunderts, in: Landeshauptstadt Klagenfurt (Hg.), Die Landeshaupt-
stadt Klagenfurt. Aus ihrer Vergangenheit und Gegenwart, Bd. 1, Klagenfurt 1970, 
S.273. 
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ten standen also in der Regel nicht unter Aufsicht der Weingarten-
besitzer. Wurden die Arbeiter nun „zu guter arbeit zeit / und schönem 
wetter" beim Weintrinken, Spielen, Müßiggang oder anderer Leicht-
fertigkeit angetroffen, so drohte ihnen Gefängnis und eine empfindli-
che Strafe in der Höhe von 72 Pfennig. 129 

Im Gegensatz zu diesen (werk)täglich aktuellen Spielbeschränkun-
gen müssen andererseits diejenigen beachtet werden, die bloß zu 
genau bestimmten spezifischen Tagen bzw. Zeiten einzuhalten wa-
ren. Meist handelte es sich dabei um religiös motivierte Beschränkun-
gen zur Sicherung des Gottedienstbesuches bzw. um Regelungen, die 
danach trachteten, die erhöhte (Spiel-)Gefahr bei Massenversammlun-
gen in den Griff zu bekommen. Im besonderen betraf dies die Sonn- und 
Feiertage sowie die Jahrmärkte und die beliebten Kirchtage. Bei 
diesen Festen handelte es sich bisweilen um im Gegensatz zum 
herkömlichen Alltag stehende, „zeitlich und gegebenenfalls auch ört-
lich exemte, außergewöhnliche` Zeit- und Ereignisabläufe", wie sie 
auch für einige Spiele charakteristisch sind.13o  Die Gewinnspiele 
gehörten zu den typischen Begleiterscheinungen dieser Veranstaltun-
gen 131  und waren eine „Randerscheinung der Festkultur". 132 

In Tirol hatte schon Sigmund von Tirol 1489 und dann Maximilian I. 
abermals 1499 verboten, bewaffnet auf die Kirchtage zu ziehen, da 
„daselbs dann seilen karten tanntzen vnnd annder sachen" stattfän-
den, woraus „sich aufrur und mercklicher widerwill" ergäbe, der „böse 
nachpaurschafft und vneinigkait gepyrt" 133 

129 Ordnung der Weinzierl Hawer und annder Weingartleüt, 1534, Punkt 6; 
Ordnung der Weinzierl und anderer Weingartleüt in gezirkhen [...1 Khrembs / Stain 
/ Tirnstain / Wochaw [...1, 09.04.1540 [Hans Singriener, Wien 15401, Punkt 6. Zu 
Weinbau und Weingartenordnungen vgl. ERICH LANDSTEINER, Einen Bären anbinden, 
in: Österreichische Zeitschrift für Geschichtswissenschaften 4 (1993), S. 218-252. 

130 MANFRED ZOLLINGER, Fest - Spiel - Zeit. Spielkultur in Zeiten festlicher Anlässe 
vom 16.-19. Jahrhundert, in: Homo ludens V (1995), S. 231-263, hier S. 231 f.; DERB., 
Geschichte (Anm. 15), S. 182ff., zum Spieltreiben auf den Kirchweihfesten und 
Jahrmärkten der nachfolgenden Jahrhunderte: S. 189 ff. 

131 OPLL, Leben (Anm. 106), S. 132. 
132 JAcQUEs LE GOFF, Arbeit und Fest/Mittelalter, in: PETER DINZELBACHER (Hg.), 

Europäische Mentalitätsgeschichte, Stuttgart 1993, S. 336-349, hier S. 347. Zu Poli-
cey und Festkultur siehe auch den Beitrag von Michael Frank in diesem Band. 

133 Verordnung für Tirol vom 25.05.1489, erneut publiziert am 26.12.1499: EBERHARD 
SCHMIDT, Die Maximilianeischen Halsgerichtsordnungen für Tirol (1499) und Radolf-
zell (1506) als Zeugnisse mittelalterlicher Strafrechtspflege, Schloß Bleckede an der 
Elbe 1949, S. 116f. 
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Der niederösterreichische Hofrat regte bereits 1524 bei Ferdinand I. 
die Beseitigung des lasterhaften Treibens auf den ländlichen Kirchta-
gen an, weil dort eine eklatante Häufung von Rumor und Totschlag, 
Gotteslästerung, Tanzen, Spielen und Trinken zu bemerken sei. 134  Die 
Untertanen frönten zu diesen Anlässen eher den vielfältigen und den 
eintönigen Alltag durchbrechenden Unterhaltungsmöglichkeiten, als 
den Gottesdienst zu Ehren des Kirchenpatrons zu besuchen. Der 
weltliche Teil dieser Kirchweihfeste hatte im Laufe der Zeit immer 
mehr an Bedeutung gewonnen und sich schließlich „zum Hauptfest der 
Bauern" entwickelt. 135 Das in der Volkskultur verankerte Festtags-
treiben und das des öfteren auftretende unbändige Austoben der 
Untertanen zu diesen Zeiten widersprachen der gewünschten sitt-
lich-religiösen Grundeinstellung und beeinträchtigten nebenbei das 
wirtschaftliche Fortkommen der Städte. 136 

Erheblich darüber hinaus gingen die Vorschläge des ständischen 
Policeyordnungsentwurfs von 1524, der für den gemeinen Mann ein 
absolutes Spielverbot an Sonntagen vorsah. Das Spielen wie auch das 
bloße Zusehen sollten pönalisiert werden, und Übertreter wären 
„schwerlich darumb zu straffen`< 137 Doch bereits an den Samstagen 
(„sabath") sollte man sich ebenso „von allem sündtlichen, leichtfertigen 
ubeln" enthalten. Die vielen kirchlichen Feiertage wollte der Entwurf 
auf insgesamt 21 an der Zahl zurückstutzen und alle anderen Heiligen-, 

134 NÖLA/RA Niederösterreichische Regierung vor 1740, Karton 14, 10, fol. 24v-
25r: 9. September 1524: „[...1 Hofrats antzaigen: Auf den kirchtagen, so bey den 
dörffern und auf dem geu gehallten, bescehen etwovil muetwilliger rumor, todtsleg, 
gotslessterung und ander pöß sachen und ziehen [fol. 25r1 die maisten personen mer 
allein von kauffens, verkauffens, spillens, trinckhens und ander dergleichen sachen 
willen und nit von des gotsdienst wegen auf dieselben kirchtäge. Damit aber söllich 
gotslessterungen, todtschleg, rumor und muetwillen verhuet, auch die stet und merkht 
in aufnemen bracht und die kaufmanschafft in dieselben stet und merkeht gewent 
werden, ist stathalters und hofrats guetbedunckhen, das an den obberuerten kirch-
tägen auf dem geu allain der gotsdienst bey den kirchen gehalten, aber das faylhaben 
und weinschenckhen, tänntz und spil darauf solle verpoten sein, dardurch wurde 
etwovil unfueg und sonderlich der todtsleg verhuet und körnen die stet und merkht in 
ansehung, das der hanndl darein wuechse widerumben in aufnemen. F. d antwurt 
darauf: Dann des artickls halben halben [sie] betreffendt verhuettung der todtsleg auf 
den kirchtägen und aufnemen der stet wil f. d. auch zu seiner zeit inngedenekh sein". 

135 WERNER RösENER, Ländlich-bäuerliche Feste im Hoch- und Spätmittelalter, in: 
Feste und Feiern im Mittelalter. Paderborner Symposium des Mediävistenverbandes, 
hg. von DETLEF ALTENBURG U. a. Sigmaringen 1991, S. 153-163, hier S. 158ff., zum 
Spiel: S. 161. 

136 Vgl. den Text der Anzeige in Anm. 134. 
137 P®-Entwurf 1524, Artikel „Das zuetrinehen", fol. 91r. 
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Feier- und Patroziniumstage nicht mehr zulassen. Personen, die an 
diesen Tagen beim „trinckhen, spillen oder ander leichtfertigkaitt°` 
angetroffen würden, wären durch die Herrschaften und Obrigkeiten 
zu strafen. 138  An den Kirchtagen wollte der Entwurf die Aufrichtung 
von „Spilihütten" und Kegelbahnen („noch kugel aufzuschlagen") sowie 
den Weinausschank nicht mehr gestatten. Nur bestehende Schankge-
rechtigkeiten waren ausgenommen, obwohl auch in ihnen das „dant-
zen, kegel scheiben, würffel und all ander spill und leichtfertigkhaitt 
darauf verboten sein" sollten. 139  An den geistlichen „hochzeiten", den 
vier höchsten kirchlichen Feiertagen Weihnachten, Ostern, Pfingsten 
und Allerheiligen, wäre ebenfalls niemandem „zu danntzen, spillen, 
noch dergleichen leichtfertigkhait" gestattet. Bei weltlichen Hochzeits-
feiern sollte „in denselben und anderen kurtzweilen beschaidenhait 
gehalten und alles ubel" verhütet werden. 140  Eine Reduktion der 
Feiertage hatte 1520 schon Martin Luther gefordert. In der Schrift 
„An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen 
Standes Besserung" verlangte er die Umwidmung der Feiertage zu 
Werktagen bzw. deren Verlegung auf die Sonntage, denn Gott werde an 
den Feiertagen durch den „miszprauch mit sauffen, spielenn, mussig-
gang und allerlay sund" entehrt. 141  Die Kirchweihtage wollte er 
überhaupt ausgetilgt haben, „seyntemal sie nit anders sein dan rechte 
tabernn, Jarmarckt und spiel hoffe worden". Im Jahr 1529 erschien 
dann auch im katholischen Österreich ein landesfürstliches Mandat, 
das manche Forderung des Entwurfs von 1524 aufnahm. Vor allem in 
Wirtshäusern und Weinschenken, die als Hort „erschrökhenlicher 
Laster / als Gottslestern / Zuetrinkhen / Spil / vnnd andrer leichtfer-
tigkhaiten" galten, durfte der gemeine Mann „an den Sambstag 
naechten / vnnd anderen heiligen Abendt / und hochzeitlichen Fessten 
[...1 khain sounnder Spill und Gesellschaft" halten. 142  In Tirol be-

 

138 PO-Entwurf 1524, Artikel „Feyrtäg", fol. 93r ff. 
139  PO-Entwurf 1524, Artikel: „Kirchweich, kirchtag, kreutzganng", fol. 94v 
140 PO-Entwurf 1524, Artikel: „Uberiger uncossten inn hochzeitten/Geistlich Hoch-

zeitten", fol. 130r. 
141 MARTIN LUTHER, An den christlichen Adel deutscher Nation von des christlichen 

Stands Besserung, in: NOTKER HAMMERSTEIN (Hg.), Staatslehre der frühen Neuzeit, 
Frankfurt a. M. 1995, S. 146 f. Zur analogen Bestrebung in der Zeit der Aufklärung: 
PETER HERscHE, Wider „Müßiggang" und „Ausschweifung". Feiertage und ihre Reduk-
tion im katholischen Europa, namentlich im deutschsprachigen Raum zwischen 1750 
und 1800, in: Innsbrucker Historische Studien 12/13 (1990), S. 97-122. 

142 Patent vom 28.04.1529 sowie vom 31.05.1529, WStLA. Letzteres auch erwähnt 
bei MANFRED ZOLLINGER, „... in der heilsamen Vorsorge erlassen ...". Die Glücksspiel-
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stimmte die Landesordnung von 1532, daß „Offen spilen" an Sonn- und 
Feiertagen als „Sündliche werck" zu unterlassen wäre. 143 

Dazu diametral entgegengesetzt existierten aber ebenso Bestim-
mungen, die gerade und nur an Feiertagen das Spiel erlaubten und 
damit eine strikte Trennung von Arbeits- und Freizeit zu generieren 
versuchten. So durfte der gemeine Mann gemäß der Kärntner Policey-
ordnung von 1577 „allain an Feyrtagen" spielen.144  Durchgehend 
verboten war allerdings das Spielen während der Dauer des Gottes-
dienstes, wie es schon 1500 die Vorderösterreicher 145 begehrt hatten. 
Der eifrige Besuch der Messe durch die Bevölkerung galt als unab-
dingbar für die religiös-sittliche Belehrung. Spielen wurde erst „nach 
verrichtem Gotsdienst" zugelassen. 146 Der obderennsische Entwurf 
von 1592

147  wollte dementsprechend „mit ernnst" den grundherrli-
chen Obrigkeiten auftragen, daß die Wirte „an feyrtagen unnter 
khirchtzeit niemanndt ausser der durchreisenten leüth in ixen wirtß-
heüsern nit sitzen oder spillen lassen". Bei Nachlässigkeit der Grund-
herren bei der Durchsetzung dieses Gebots sollte subsidiär die 
Landgerichtsobrigkeit einschreiten. Im Wirtshaus während eines 
Gottesdienstes angetroffene Spieler wären zuallererst einmal zu ver-
warnen, bei erneutem Betreten ein bis drei Tage ins Gefängnis zu 
werfen, und im Wiederholungsfall wäre die Strafe jeweils zu verdop-
peln. 

Besonders beliebt im Rahmen der Festkultur waren die sogenannten 
„Glückshäfen", 1' die eine direkte Vorform heutiger Lotterien darstell-
ten. Nach dem Verkauf von Losen (manchmal an die tausend) wurden 
durch Ziehung von Losen aus einem „Hafen" oder „Topfs bestimmte, 
vorher angekündigte Sachpreise ausgespielt. Kaum ein überregionales 
Ereignis von Rang, sei es ein Kirchweihfest, eine Wirtschaftsmesse, ein 

gesetzgebung in der Habsburgermonarchie, in: homo ludens II (1992), S. 301-321, 
hier: S. 302. 

143 TLO 1532 Buch 7 Tit. 1; TLO 1573 Buch 7 Tit. 1. 
144 PO Kin 1577 Art. VIII Abs. 1. 
145 SPECK, Landstande (Anm. 43), S. 509. Punkt 2 einer Beschwerdeliste: „Es sei 

auch nit gestattet werdn, unzimlichn und uppigklichen zu tantzen an heilign tägn und 
der wil man die gotzdinst üben ist, desgelichen der zit das spil euch abzustellen und 
nach den zehnen niemands kein win mer geben". 

146 PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 1. 
147 Entwurf 1592, fol. 2v. 
148 Siehe dazu die umfassende Studie von HAKxs KÜHNEL, Der Glückshafen. Zur 

kollektiven Festkultur des Spätmittelalters und der frühen Neuzeit, in: Jahrbuch für 
Landeskunde von Niederösterreich I NF 62 (1996), S. 319-343; Art. „Glückshafen" in: 
FELIX CzEiKE, Historisches Lexikon Wien, Bd. 2, Wien 1993, S. 559E 
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Schützenfest oder der Einzug eines Herrschers, kam ohne einen 

Glückshafen aus. Diese dürften im Italien des frühen 15. Jahrhun-

derts ihren Ausgang genommen haben und tauchten nördlich der 

Alpen erstmals 1465 in Zürich auf. Für Wien ist schon 1475, dann 

1534 ein Glückshafen nachweisbar. Des letzteren Losverkauf erstreck-

te sich sogar über zwei Jahre hinweg. Anläßlich des festlichen Ein-

zuges des neugewählten deutschen Königs Maximilian II. im Jahr 

1563 veranstaltete Wien auf dessen Wunsch hin einen Glückshafen, in 

den an die 60.000 Lose eingelegt worden waren und Silbergeschirr im 

Werte von mehreren tausend Gulden verlost wurde. 149  Insgesamt 
betrugen die Ausgaben Wiens für diesen Glückshafen 6020 Pfund 
Pfennig. Die Stadt Wien hatte dabei beträchtliche Probleme, genü-

gend Sachpreise zur Verfügung stellen zu können. Ein ehemaliger 
Bürgermeister mußte der Stadt sogar mit Überlassung seiner eigenen 

Silberwaren aushelfen, da die Bestände der Wiener Gold- und Sil-

berschmiede erschöpft waren. Zudem mußte die Ausspielung auf 1564 

verschoben werden. Nicht immer konnte dabei ein Überschuß im 

Städtsäckel ausgewiesen werden. 1534 blieben Wien immerhin 905 
Pfund Pfennig, 1564 schließlich nur mehr knapp unter 400 Pfund 

Pfennig, die allerdings die Unkosten eines ebenfalls abgehaltenen 
Schützenfestes zu decken hatten. Aber auch kleinere Städte und 

Märkte bedienten sich des Glückshafens als Attraktion und gleich-

zeitig als „Finanzierungshilfe der Festkultur" 150  1581 erging ein 

Verbot der Glückshäfen und 1599 ein weiteres, das jedoch Glücks-

 

149 Dazu KÜHNEL, Glückshafen (Anm. 148), S. 331 und 339£. Vgl. auch die Angaben 
bei SUSANNE CiLAUDINE PILS, Die Stadt als Lebensraum. Wien im Spiegel der 
Oberkammeramtsrechnungen 1556-1576, in: Jahrbuch des Vereins für Geschichte der 

Stadt Wien 49 (1993), S. 147. 
150 Belege etwa für die Stadt Krems 1513 anläßlich eines Scheibenschießens: 

LEOPOLD SCHMIDT, Volkstümliches Geistesleben der Stadt Krems im Zeitalter der 
Reformation und Gegenreformation, in: OTTO BRUNNER (Schriftleitung), Krems und 
Stein. Festschrift zum 950 jährigen Stadtjubiläum, Krems 1948, S. 151; dazu und zur 
Veranstaltung von Glückshäfen durch die lokalen Schützenvereine: JosEF PAUSER, 
„leichtfertige spill sein gar abgestelt" — Norm und Praxis der Bekämpfung eines 
Lasters in der landesfürstlichen Stadt Krems im 15. und 16. Jahrhundert, in: Pro 
Civitate Austriae. Informationen zur Stadtgeschichtsforschung in Österreich NF 4 
(1999), S. 19-40, besonders S. 27-29; Beispiele für das 17. Jahrhundert bei HELGA 
NOFLATSCHER-PoscH, Die Haller Jahrmärkte. Ein Handelszentrum Tirols in der frühen 
Neuzeit (1500-1700), Diss. phil. Innsbruck 1992, S.381fi:, und KARL FRANZ ZANI, Der 
Glückstopf von Bozen und Brixen 1699. Ein Beitrag zur Dynamik des Glücksspiels in 
Tirol, in: Der Schlern 53 (1979), S. 577-580. 
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häfen mit Konsens der niederösterreichische Regierung und Kammer 
ausnahmsweise gestattete. 151 

Auch von den normativen Quellen als unliebsam eingestufte Zeit-
genossen traten bei den Veranstaltungen anläßlich der Feiertage 
gehäuft in Erscheinung, ja diese hatten geradezu eine magische 
Anziehungskraft auf umherziehende Schauspieler, „Sprecher / Singer 
/ und ander Hofierer", die besonders spielanfällig schienen. 152 „Riffia-
ner"153  fanden sich ebenfalls an den Märkten und Kirchtagen ein, 
vergnügten sich dort „mit grossen Spil / Zerungen / und Weybern", 
verführten dabei die unbedarfte Bevölkerung, wobei am Ende sogar 
„Mori / und annder vil Args" stehen konnte. 154  Die Policeyordnung von 
1573 benennt diese Personengruppen dann pauschal als „leichtuörtigs 
unnützes Gesind", das sich regelmäßig an solchen „Spilplätzen zusa-
men thun / vnnd vil vbels"155  stiften würde. Deswegen war auch die 
Privilegierung gewerbsmäßiger „Scholderplätze", wo „mit karten / 
Würffel / in die Prenndten / oder annder Spil / vmb Gelt oder vmb 
aufgeworffne Gwinnater" gespielt wurde, an diesen Tagen verboten.156 
Ausgenommen von diesem Verbot blieb aber das „Spilen in das Zyn / 
und aufgeworffne Clainater", sofern sie im Rahmen der an diesen 
Tagen so beliebten und oft veranstalteten Freischießen und Kegel-

 

stätten stattfanden. Allgemein galt aber das an diesen Zeiten stattfin-

 

dende „Trummenschlahen / Pfeyffen / Tantzen / Spilen" als unziem-
lich,157  und „offen spileni158  war an Sonn-, Feier und Kirchtagen zu 
unterlassen. Die Policeyordnung von 1573 war in diesen Punkten auch 
offensichtlich nicht durchzusetzen. Bereits 1575 mußte das „Verbot des 
spilen auf den märckhten und krchtägen" wieder in Erinnerung 
gerufen werden, weil es „mit dem wenigisten nit gehalten wirdet". Es 
sollte nun „mit mererm ernst und Heiß" vollzogen werden. 159 

151 Verordnung für Österreich unter der Enns vom 01.07.1581, General für 
Österreich unter der Enns vom 01.07.1599 (NÖLA/StA Patente). 152 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 8; TLO 1532 Buch 7, Tit. 7; PO-Entwurf 1592, fol. 
14r. 

153 Vgl. Deutsches Wörterbuch von JACOB und WILHELM GRIMM, Bd. XIV, Nachdruck 
München 1984, Sp. 1408f. (Ruffian): Lotterbuben, Kuppler; ERNST SCHUBERT, Fahren-
des Volk im Mittelalter, Bielefeld 1995, S. 14. 

154 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 9 = TLO 1532 Buch 7, Tit. 8; TLO 1573 Buch 7, Tit. 6. 155 PO Tirol 1573 Tit. 22. 
156 PO Tirol 1573 Tit. 22. 
157 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 12 = TLO 1532 Buch 7, Tit. 11. 158 TLO 1532 Buch 7, Tit. 1. Möglicherweise ist auch nur das Schauspiel darunter zu 

verstehen. 
159 Gedrucktes Patent vom 04.08.1575: TLA/Buch Tirol Band 10 (1570-1577), fol. 

575r. 
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4) Teilnehmer: Untersucht man die Gesetzesquellen nach dem 

Geschlecht der angesprochenen Personen, so zeigt sich, daß vor-

nehmlich Männer 160  bezeichnet werden oder aber geschlechtsneu-

tra1161  formuliert wird, wobei sich allerdings aus den näheren Um-

ständen meist ergibt, daß es sich nur um Männer handeln kann. 162  Die 

frühneuzeitlichen Policeyordnungen haben also den „spielenden 

Mann" im Visier. 
Eine besondere privatrechtliche Beschränkung erfuhren naturge-

mäß Minderjährige, die noch unter der Gewalt des Vaters oder eines 

Vormundes standen. Deren Rechtsgeschäfte waren im allgemeinen 

ohne Zustimmung des Vaters oder Vormunds ungültig. Gemäß der 

Tiroler Landesordnung waren sie „vncrefftig und vnbindig", sofern sie 

als „nachtailig und schädlich" für den nicht voll Geschäftsfähigen 

angesehen werden konnten. Speziell angeführt wurden dabei jeden-

falls Glücksverträge etwa „auf künnfftig Erbfäll" oder „mit Spil oder 

Gewett" 163 

Daneben waren nach den Policey- und Landesordnungen bestimmte 

Personengruppen von vornherein hinsichtlich des Glücksspiels als 

verdächtig eingestuft. Zuvorderst traf dies alle herumziehenden Be-

völkerungsgruppen, kurzum das gesamte „fahrende Volk". 
164  Darun-

ter fanden sich auch die arbeitslosen und damit „ledigen" Knechte, die 

160 Handwerksgesellen: PO 1527 Art. XXXVII, PO Wien 1527 Art. LXXXVII, PO 

1552 Art. LXXVIII, PO Ktn. 1577Art. LXXVIII; gemeiner Mann (inklusive Hand-

werker, Knechte, Bauern, Bauer) PO 1552 VI Abs 12; Hofgesinde, Bürger, gemeiner 

Mann, Grafen, Herren, Landleüte, Adel: PO 1566/1568 II, PO Stink. 1577 Art. II Abs. 

6-7. 
161 Geschlechtsneutral: „Wer" TLO 1526 Buch 3, Tit. 55; „kainer Person" TLO 1526 

Buch 2, Teil 2 Tit. 22; „niemands" TLO Buch 7, Tit. 15. 
162 „Landleüte" (= Mitglieder der Landstände) und Untertanen (PO 1542 VIII), 

Arme und Reiche (PO 1552 VI Abs 12, PO Ktn 1577 Art. VIII Abs. 1) sowie „menigclich" 

(PO Tirol 1573 Tit. 11), jeweils jedoch mit Verweis auf die schädlichen Folgen für ihre 

„Weyb und Kindern". 
163 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 55 = TLO 1573 Buch 3, Tit. 55. Vgl. auch die 

Angaben bei GoNTER WESENEE, Die Stellung des Kindes im Recht der altösterreichischen 

Länder (vom Mittelalter bis zum ABGB), in: Recueils de la societe Jean Bodin XXXVI 

(1976), S. 453-492, besonders S. 475-477. 
164 SCHUBERT, Fahrendes Volk (Anm. 153); WOLFGANG SCHEFFKNECHT, Armut und Not 

als soziales Problem. Aspekte der Geschichte vagierender Randgruppen im Bereich 

Vorarlbergs vom 16. bis zum 18. Jahrhundert, in: Innsbrucker Historische Studien 12/ 

13 (1990), S. 69-96; BERND RoEcK, Außenseiter, Randgruppen, Minderheiten. Fremde 

im Deutschland der frühen Neuzeit, Göttingen 1993, S. 66ff., WOLFGANG VON IIIPPEL, 

Armut, Unterschichten, Randgruppen in der frühen Neuzeit, München 1995, S. 32ff.; 

MONIKA SPICKER-BECK, Räuber, Mordbrenner, umbschweifendes Gesind. Zur Kriminali-

tät im 16. Jahrhundert, Freiburg im Breisgau 1995, S. 183 ff. 
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im Land auf Arbeitssuche herumvagierten; gemeinhin galten sie als 
„Muessiggeer". Ihre Haupttätigkeit wurde etwa 1489 pauschal mit 
„ligen. Spilen. groß zehrung thun"165  und etwas später in der Tiroler 
Landesordnung mit „vil Spilen und Karten" beschrieben. 166 Genauso 
standen die Bettler unter Glücksspielverdacht. Ein unterderennsi-
sches Gutachten aus dem Jahr 1524 berichtete in diesem Sinne von 
abzustellenden „Mißständen": Bettler hätten unter dem oftmals bloß 
vorgetäuschten Hinweis, sie seien aufgrund eines Gelübdes auf Pil-
gerschaft,167  über einen längeren Zeitraum hinweg Almosen lukriert 
und diese dann verspielt oder vertrunken, anstatt tatsächlich weiter-
zupilgern.168  Ähnliches hatte schon im Jahr 1518 ein Gutachten des 
Bürgerstandes von Krain angezeigt: Fremde umherziehende Perso-
nengruppen verdienten sich ihren Unterhalt zum Teil durch den 
Betrieb von „spilhuettn". Den Landesbewohnern würde damit nur 
viel Geld aus der Tasche gezogen und zudem noch aus dem Land 
verbracht werden. Fremde Abenteurer und Bettler sollten aus diesem 
Grund im Land nicht geduldet werden.169  Unterschichten und vor 
allem relativ mobile Randgruppen bedienten sich dieser marginalen 

165 Verordnung für Tirol vom 24.03.1493, erneut am 26.12.1499: SCHMIDT, Hals-gerichtsordnungen (Anm. 133), S. 131. 166 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 7= TLO 1532 Buch 7, Tit. 6. 167 Zu Eid und Gelübde als rechtlichen Beweggrund einer Pilgerfahrt: Louis CARLEN, Wallfahrt und Recht im Abendland, Freiburg 1987, S. 60 ff. 168 Gutachten unter Leitung von Christoph von Losenstein und Sebastian Grabner zu Rosenburg über Policeyartikel, 20. Mai 1524, St. Pölten, NÖLA/StA B-I-I/2, fol. 191r: „Nachdem der betler vil umblauffen, die wol arbaitten möchten, sol man kain betler weitter leiden, er sei dan durch ain stat- oder margktrichter derselben orten mit sambt zwaien ratgeschwornen reformiert, ob er billig den petl nemb oder nicht, und der betler von der selben stat- oder margktrichter,  da er gereformirt,  ain schrifftlich urkundt hab, auch well sich gen Sant Jacob verphlichten, die sollen uber acht tag darnach aus ziehen, dan maniger samlet ain quattemer, ain halb jar und zu zelten langer und verspilt und vertringkt das almussen, und hebt darnach auf ain neues an zu samten". 
169 Gutachten des Bürgerstandes, nach 1518: ARS/Stan 1 700 (alt 394): „[5.] Item artigkl die hoffierer, abenteurer mit den pern, spilhuettn, himblreich leyern, jacobs-bruedern und annder frembd petler betreffennd, so im lannd nicht bekhannt und des almuesen nicht wurdig oder notturfftig sein und vill gellts bey dem gemainen man aufheben und aus dem lannd bringen, darinnen ist fur notturfftig bedacht, das die öbrigkait gemain manndatgenerall ausgeen ließ, darinnen allen obrigkhaittn und sonnderlich den richtern geboten und bevolhen wurde, damit sy solh obangezaigt frembd hofierer, abenteurer, lanndskhnecht, jacobsbrueder und annder unbekhannt petler, man und weiter, im lannd und gerichten umbzuziehen ir abenteuer und pettl zu treiben nicht gestatten, sonnder aus ixen gerichtszwaigen verrnschaffen, das auch die bekannten petler im lannd, so des almuesen notturfftig sein, von irn peichtvatern ordenlich peichtzedl oder annder urkhunt haben". 
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ökonomischen Erwerbsformen und waren damit zugleich pauschal 

verdächtig. Auf Befehl Kaiser Rudolfs II. erließen beispielsweise 

1597 Bürgermeister und Rat der Stadt Wien eine Verordnung hin-

sichtlich der Vertreibung von herrenlosem Gesindel, Banditen und 

müßiggehenden Spielern aus dem Wiener Burgfriedensbereich bin-

 

nen acht Tagen. 170 

Guarinoni weist das Kartenspiel gemeinhin dem „schlimbe[n] / 

vnzogne[n] Gesindl" zu, das „sonsten von keiner andern erbarlichen 

Vbung weyst". Gerade die ohne Anstellung umherziehenden Söldner 

wurden hierzu gerechnet. Die Gleichsetzung von Glücksspielern mit 

Landsknechten war ein gängiger Topos in Literatur und 
Kunst .171 

Selbst ein späterhin sehr beliebtes höfisches Kartenspiel trägt den 

Namen „lansquenet/Landsknechtspiel", was lange dazu geführt hatte, 

den Ursprung des Spiels fälschlich bei den deutschen Landsknechten 

zu suchen. 172  Die diversen Kriegsordnungen und Artikelbriefe ver-

suchten schon das Spiel unter den verpflichteten Mannschaften, vor 

allem auch unter Söldnern unterschiedlicher Nation zu verbieten, um 

Zank und Hader hintanzuhalten; 173  auch sie stehen in der Policey-

 

Tradition der Errichtung einer „neuen Sittlichkeit66 
174 . Verlangt wurde 

nach „merer manns- und kriegszuchti175  in den Bestallungen der 

Söldner. Ein gänzliches Verbot des Glücksspiels unter den Soldaten 

war jedoch ein Ding der Unmöglichkeit. Gemäß der Reiter-und Fuß-

knechtsbestallung von 1570176  war den Soldaten normales Spielen 

170 Verordnung vom 07.07.1597, WStLA Patente. 
171 Etwa in der Institutio Principis Christiani (1515) des Erasmus: ERASMUS VON 

RoTrERDAM, Fürstenerziehung, Paderborn 1968, S. 173. Vgl. auch ZOLLINGER, Glücks-

spiel (Arm. 15), S. 94 ff. Einige Abbildungen würfelspielender Landsknechte bei: 

ZANGs/HOLLÄNDER, Glück (Anm. 14), S. 97ff. 
172 Siehe dazu die neuesten Forschungsergebnisse von THIERRy DEPAULIS, Le lans-

 

quenet, , jeu de cartes fort commun dans les Academies de jeu, & parmy les Lacais", in: 

Ludica. Annali di storia e civiltä del gioco 2 (1996), S. 221-236, der dagegen die 

Entstehung des Spiels kurz vor 1550 in Frankreich ansetzt. 
173 HANs-MICHAEL MöLLER, Das Regiment der Landsknechte. Untersuchungen zu 

Verfassung, Recht und Selbstverständnis in deutschen Söldnerheeren des 16. Jahr-

hunderts, Wiesbaden 1976, S. 71; PETER BURSCHFL, Söldner in Nordwestdeutschland des 

16. und 17. Jahrhunderts, Göttingen 1994,  S.  161 £ 
174 BURscx,L, Söldner (Anm. 173), S. 136 f. 
175 LAZARUs VON SCHWENDI, Diskurs und Bedenken über den Zustand des Hl. Reiches 

von 1570, m: HAMMERSTEIN, Staatslehre (Anm. 141), S. 217. 

176 In: Neuere und vollständige Sammlung der Reichsabschiede, Tl, 3, S. 321-341, 

hier S. 339: Art. CCXI: „Es soll auch keiner dem andern auf dem Spiel auffschlagen / 

noch weiter dann er baar Geld hat / spielen: Wo aber einer dem andern viel oder wenig 

auf Borg abgewinne / solle inme der Ander nichts darumb zu zahlen schuldig sein". Vgl. 



Geldspiel und Policey in den österreichischen Ländern 215 

auch um Geld prinzipiell erlaubt, allein das Hinauftreiben des finan-
ziellen Einsatzes über die vorhandenen Barmittel — und damit das 
Spielen auf Borg — wurde wegen seiner schädlichen Auswüchse 
pönalisiert. Ein allfälliger Gewinn bei Spielen auf Borg konnte zivil-
rechtlich auch nicht eingeklagt werden. Meist war das Glücksspiel 
auch nur auf eigens eingerichteten „Spielplätzen" erlaubt, um das 
„Laster" besser kontrollieren zu können. Die Begleiterscheinungen 
des Treibens an diesen Orten beschreibt Kirchhofs „Militaris Discipli-
na" in prägnanter Weise: „Grösser und mehr Balgens und Zerhackens 
ist sonst an keinem Endt im Läger".177  Das Würfelspiel war „den 
Kriegsleuten erlaubt und zugelassen / Wann sie sonst im Lager müssig 
sein / und nicht zu schaffen haben".1711 

Die gantenden Knechte unterschieden sich in nichts von diesem 
Treiben. Ihnen und dem fahrenden Volk galt eine Vielzahl von Man-
daten, die im ausgrenzenden Sinne marginalisierte Bevölkerungs-
schichten schufen und sie des öfteren in normative Verbindung zum 
Glücksspiel brachten. 179  Die ansteigende Normproduktion des früh-
neuzeitlichen Staates war geeignet, die Ausgrenzungstendenzen in-
nerhalb der Gesellschaft entschieden zu verstärken. 1s() 

4.3. Falschspiel 

Jedes zugelassene Spiel stand unter dem Anspruch, „Erber" und 
„zimlich" zu sein. Der Besitz oder Gebrauch von falschen Würfeln oder 
gezinkten Spielkarten wurde streng geahndet, wenn auch vordergrün-
dig nach den mir vorliegenden Quellen nicht mit jener Vehemenz, die 

W. E. WsLDA, Die Lehre von dem Spiel aus dem deutschen Rechte neu begründet, in.-
Zeitschrift für deutsches Recht und deutsche Rechtswissenschaft II/2 (1839), S. 163. Bereits im 15. Jahrhundert nahmen einige Reichsabschiede (1427, 1431, 1486) Bezug auf das Spiel in einigen Bestimmungen für das Reichsheer. Vgl. SCHRöDER-KIEL, 
Glücksspielbekämpfung (Anm. 18), S. 88. 

177 HANS WILHELM KIRCHHOFF, Mllltaris Dlsclpllna, Stuttgart 1976, S. 125. 178 HEINRICH KNAUST, Gegen und wider die Spitzbuben, Erfurt 1575, nach ZOLLINDER, Geschichte (Anm. 15), S. 95. 
179 Siehe etwa Verordnung 01.07.1581; General 01.07.1599 (beide NÖLA/StA Patente). Vgl. auch Anm. 170. 
180 Vgl. dazu etwa SCHUBERT, Fahrendes Volk (Anm. 153), S. 351ff., zu den Lands-knechten, S. 415 ff; DERB., Mobilität ohne Chance. Die Ausgrenzung des fahrenden Volkes, in: WINFRIED SCHULZE (Hg.), Ständische Gesellschaft und soziale Mobilität, München 1988, S. 113-164, hier S. 113; RoEcE, Außenseiter (Anm. 164), S.66ff., 

NIPPEL, Armut (Anm. 164), S. 32 ff. 
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noch im Spätmittelalter charakteristisch war.181  Besonders genannt 

werden in den normativen Quellen in diesem Zusammenhang die 

Handwerksgesellen,
182  die ja durch ihre Verpflichtung zu Wander-

schaft auch mit dem — per se verdächtigen — fahrenden Volk verstärkt 

in Kontakt kamen. 183 Auch die professionellen und von Veranstaltung 

zu Veranstaltung herumziehenden Schausteller standen im Verdacht, 

„Betruglichs Spils vnnd Karten [zu] geprauchen", und waren deshalb 

aus der Sicht der Policey als ausdrücklich „vndüchtige Personen" im 

Lande nicht zu dulden. 184 Der obderennsische Entwurf von 1592 

sprach sogar davon, daß die Glückshäfen- und Spielplatzbetreiber 

„maistes thaills falsche spiller und betriegliche leut" wären, und wollte 

deswegen „dieselben spillplätz, glückhshäfen unnd [ ... ] dergleichen 

betriegerey" bei Androhung einer Leibesstrafe zur Gänze verbieten. 
185 

Auch ein Generale von 1599  erwähnt bei den Glückshäfen  explizit 
JalSche und sonderbare Spillereyen mit Würfflen oder anderen be-

drüeglichen würckhen".186  Wer beim „Falsch Spil" ertappt wurde, 

hatte in Tirol je nach der Schwere der Tat eine Strafe, „wie Er Schaden 

gethon hat", 187 zu gewärtigen. 

181  Allgemein RoBERT JÜTrE, Falschspiel, in: Lexikon des Mittelalters IV, Sp. 245; 

DERS., Die Anfänge des organisierten Verbrechens. Falschspieler und ihre Tricks im 

späten Mittelalter und der frühen Neuzeit, in: Archiv für Kulturgeschichte 70 (1988), 

S. 1-32; ein Kölner Fall exemplarisch aufbereitet bei: DERs., Nepper, Schlepper und 

Bauernfänger im frühneuzeitlichen Köln, in: Rheinische Viertelsjahresblätter 51 

(1987), S. 250-274. Zu einem Bamberger Fall von 1426, wo drei Männern, die mit 

„pösen würfeln" aufgegriffen worden waren, die Augen ausgestochen wurden: GERD 

ScxwERHoFF, Verordnete Schande? Spätmittelalterliche und frühneuzeitliche Ehren-

strafen zwischen Rechtsakt und sozialer Sanktion, in: ANDREAS BLAUERTIGERD SCHWER-

HOFE (Hg.), Mit den Waffen der Justiz. Zur Kriminalitätsgeschichte des späten 

Mittelalters und der frühen Neuzeit, Frankfurt a. M. 1993, S. 158-188, hier S. 170; 

einige Fälle bei 3rccKFR-BECx, Räuber (Anm. 164), S. 48f£ und bei PAusER, Norm und 

Praxis (Anm. 150), S. 23, 38f. 
182 PO 1527 Art. XXXVII; PO Wien 1527 Art. L=VII; PO 1552 Art. LXXVIII; PO 

Ktn 1577 Art. LXXVII. 
183 JüTrE, Anfänge (Anm. 181), S. 8f£, spricht nach Auswertung einer Augsburger 

Aufzeichnung aus 1349 von der „Dominanz des handwerklichen Sektors". 

184 TLO 1526 Buch 2, Teil 2, Tit. 8 = TLO 1532 Buch 7, Tit. 7 = TLO 1573 Buch 7, 

Tit. 6. 
185 PO-Entwurf 1592, fol. 14v-15r. 
186 General 01.07.1599 (NÖLA/StA Patente). 
187 TLO 1532 Buch 8, Tit. 30 = TLO 1573 Buch 8, Tit. 30. 
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5. Motivation der österreichischen Regelungen 

5.1. Sittlich-Religiös: Bekämpfung der Laster 

Die Policeyordnungen wurden durchgehend und ausdrücklich damit 
motiviert, daß sie „zu begüetigung deß Allmächtigen Ewigen Gottes" 
erlassen worden seien, der „vmb solcher Sünden unnd Lasster willen 
vber seine arme Christenheit billich hocherzürnt" wäre.l8s Theologen 
aller sich herausbildenden christlichen Konfessionen waren sich darin 
einig. Der Zorn Gottes konnte sich in vielerlei Art manifestieren, 
angesprochen wurden immer wieder  Naturkatastrophen, Hungersnöte 
aber auch Seuchen. 189  Dergestalt findet sich in der Wiener Infektions-
ordnung von 1562 wie auch in der von 1577 als erster Punkt der 
Auftrag an die Hausväter und Wirte, in ihrem Einflußbereich darauf 
zu achten, daß sich jedermann der unzähligen Laster enthalte, wobei 
das „Spill" exemplarisch gleich an dritter Stelle nach Gotteslästerung 
und Hurerei genannt wurde. 190 Am virulentesten bedrohte die 
österreichischen Länder wegen ihrer Nachbarschaft zum osmanischen 
Herrschaftsbereich jedoch die Türkengefahr. 191 „Nach dem sicheren 
Gesetz Gottes brechen die Strafen über alle Frevler herein. Oder 
glaubt ihr etwa, daß die Welt zufällig der barbarischen Tyrannei der 
Türken unterworfen ist [ ... ]?", fragt auch der protestantische Theologe 
Philipp Melanchthon, Den Fürsten stünde es zu, die sittenlosen Unter-
tanen „mit strengsten Strafen zur Mäßigung zurück[zu]rufen, denn 
wenn sie das nicht tun, wird Gott erzürnt die Völker durch die 
türkischen Knechtschaft bedrücken" 192 Die Policeyordnung von 
1542, die wesentlich vom steirischen Landeshauptmann Hans von 

188  Hier nach dem Patent vom 31.12.1566 (NÖLA/StA Patente). 
189  Vgl. etwa auch die Ausführungen von JEAN DELUMEAu, Angst im Abendland. Die Geschichte kollektiver Ängste im Europa des 14. bis 18. Jahrhunderts, Reinbek 1985, S. 340 ff. 
190 DER Röm. Kay. auch zu Hungern vnnd Behaim etc. Kü. May. Ertzhertzogens zu Osterreich vnsers Ailergenedigisten Herrn etc. Verwalter StatthalterAmbts / Cantzler / Regenten / und CamerRäthe der Niderösterreichischen Lande / New fürgenomene Tnfection Ordnung 1562 [Michael Zimmerman, Wien 15621; Verordnung der nieder-

 

österreichischen Regierung und Kammer für die Stadt Wien vom 28.09.1577 (NÖLA/ RA Patente). 
191 Vgl. PAUSER, Bruderschaft (Anm. 63), S. 91ff.; auch in Bayern das Hauptmotiv: .SIEGFRIED LEuTENBAuEE, Das Delikt der Gotteslästerung in der bayerischen Gesetzge-bung, Köln/Wien 1984, S. 61 ff. 
192 PHILIPP MELANCHTHON, Rede über die Würde der Gesetze (1543), in: HAMMERSTEIN, Staatslehre (Anm. 141), S. 191. 
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Ungnad — einem festen Anhänger protestantischen Gedankenguts —193 

auf der Prager Ländertagung 1541/42194  vorangetrieben worden war, 

nennt unter den „plagen und straffen" die das sündhafte Leben herauf-

beschworen hätten, auch „fürnemblich [...1 den wüettenden Erbfeinde 

Christlichs namens und Glaubens den Türcken", der die niederöster-

reichischen Länder „beschwärlicher als hieuor nie hertigclich haimb-

gesucht" hätte. Auf der normativen Ebene bestand tatsächlich ein 

enger Zusammenhang zu den gerade anstehenden kriegerischen 

Handlungen gegen die Türken. Zur Erreichung „Götlich gnad / huldt 

/ glück und Syge" müßten die Menschen „von allen Lasstern [...] vnnd 

leichtvertigkhayt absteen [ ... ] vnnd sich in Christlicher Gotzforcht 

vnnd zuckt / auch sittlichem wesen / Ordnung und gueter Policey / 

erhallten". 
Ein schönes Beispiel für das landesfürstliche und ständische Zu-

sammenwirken bei der Bekämpfung der „Laster" aufgrund drohender 

Kriegsgefahr bietet uns die Gesetzgebungsgeschichte der Policeyord-

nung von 1552. Im Zuge der vorbereitenden Arbeiten zu dieser 

Ordnung veranlaßte der wieder an den Südostgrenzen seiner Territo-

rien aufflammende Türkenkrieg Ferdinand I. dazu, eine allgemeine 

Prozession und Gebete für einen Sieg gegen die Türken zu verordnen, 

wie er dies schon zuvor öfters getan hatte. 195  Um den göttlichen Zorn 

abzumildern, sollten die Untertanen sich hinkünftig „aller guetten 

ordnung" befleißigen. Die unmittelbar von den heranrückenden Tür-

ken betroffenen Stände von Krain schlugen deshalb eine provisorische 

Ordnung gegen Laster und Spiel vor, die den Zeitraum bis zum Erlaß 

der Policeyordnung überbrücken und durch diese abgelöst werden 

193 E. BENZ, Hans von Ungnad und die Reformation unter den Südslawen, in: 

Zeitschrift für Kirchengeschichte 58 (1939), S. 387-475; BERND ZIMMERMANN, Landes-

hauptmann Hans Ungnad von Sonnegg (1493-1564). Ein Beitrag zu seiner Biographie, 

in: GERHARD PFERSOHY (Hg.), Siedlung, Macht und Wirtschaft. Festschrift Fritz Posch 

zum 70. Geburtstag, Graz 1981, S. 203-216; DERB., Hans Ungnads Beziehungen zu 

Reformatoren und Theologen, in: Jahrbuch für die Geschichte des Protestantismus in 

Österreich 102/103 (1986/87), S. 179-191. 
194 Vgl. JOHANN LOSERTH/FRANz MENSI, Die Prager Ländertagung von 1541/42. 

Verfassungs- und finanzgeschichtliche Studien zur österreichischen Gesamtstaats-

idee, in: Archiv für österreichische Geschichte 103/2 (1913), S. 433-546, vor allem 

S. 459 und Beilage 3, S. 519; HANs STURMBERGER, Türkengefahr und österreichische 

Staatlichkeit, in: DERS., Land ob der Enns und Österreich. Aufsätze und Vorträge, Linz 

1979, S. 311-328, hier S. 322f. 
195 Vgl. allgemein vor allem: GERNOT HEiss, Gebet für den Frieden. Landesfürstli-

eher Absolutismus und religiöse Interpretation von Krieg und Frieden, in: Bericht über 

den 18. österreichischen Historikertag in Linz, Linz 1991, S. 282-290. 
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sollte. Die Pfarrer waren darin insbesondere angehalten, die Jugend zu 
ermahnen und zu einem gottgefälligen Leben anzuweisen. An den 
Kirchtagen, die nicht von alters her als Jahrmärkte legitimiert waren, 
sollten Weinausschank, Tanz, Spiel und das Führen von Waffen auf das 
strengste untersagt und mit einer dreitägigen Gefängnisstrafe bei 
Wasser und Brot geahndet werden. 196 

Der Türkenkrieg erschien als Folge des Zorns Gottes wegen des 
allseits herrschenden lasterhaften und unzüchtigen Lebens und nicht 
als gewalttätiger Ausdruck aufeinandertreffender machtpolitscher 
Interessen. Als maßgebliche Voraussetzung für ein Bestehen im 
Kampf gegen den äußeren Feind galt ein gottgefälliges Leben im 
Inneren, kurzum ein dauerhafter Zustand „guter Policey". 

Der in den Texten immer wieder angesprochene enge Zusammen-
hang zwischen Gotteslästerung, Trunksucht, Spiel und anderen La-
stern und Verbrechen war nicht bloß eine normative Konstruktion, 197 
sondern „soziale Realität«. 19s  Die Tiroler Malefizordnung von 1499 
erwähnt das Spiel allein im Paragraphen über die Gotteslästerung. 199 
Daß „verbotene Spiel" „gar kum an Gotslästerung geschehen mö-
gen",200  stellte schon der bekannte Humanist Jakob Wimpfeling miß-

 

billigend fest. Diesbezüglich hat Gerd Schwerhoff201  zumindest drei 
Ebenen der Blasphemie beim Spiel herausgearbeitet: Einerseits hand-

 

le es sich um eine Aggression gegenüber Gott, der im Spiel — besonders 
im Glücksspiel — herausgefordert würde, andererseits um Aggressio-
nen gegenüber den Mitspielern. Schließlich beinhalten die Gotteslä-

 

sterungen auch „soziale Integrationsfunktionen der nur gering insti-
tutionalisierten Spielerrunden". Auch Guarinoni äußerte sich in 
seinem medizinisch-moralischen Werk negativ: Aus dem Kartenspiel, 

196 Landtagsantwort/Krain, 14.12.1551, Laibach: KtnLA/Geschichtsverein für 
Kärnten Hs. 3/22, fol. 21v-22r. — ARS/Vicedomski urad za Kranjsko 294 (Fasz. I/ 
151), 1551/10. 

197 Vgl. umfassend LFuTENBAOEE, Gotteslästerung (Anm. 191), besonders S. 19 f., 31, 
47, 49 f., 52 und passim. 

198  Dazu vor allem GERD SCHWERHOFF, Der blasphemische Spieler — Zur Deutung 
eines Verhaltenstypus im späten Mittelalter und in der frühen Neuzeit, in: Ludica. 
Annali di storia e civiltä del gioco 1 (1995), S. 98-113, hier besonders S. 103; RICHARD 
vAN DÜLMEN, Wider die Ehre Gottes. Unglaube und Gotteslästerung in der Frühen 
Neuzeit, in: Historische Anthropologie 2 (1994), S. 20-38, besonders S. 26 f. 

199 SCHMIDT, Halsgerichtsordnungen (Anm. 133), S. 103: „nach dem von leichtuerti-
gen personen [...1 der Almechtig got. vnnser libe fraw. und die lieben heyligen. mit 
sweren bei den seilen oder anderswa geslestert werden [ ... ]". 

200 JACOB WIMPFELING, Germania, in: HAMMERSTEIN, Staatslehre (Anm. 141), S. 71. 201 SCHwERHOFF, Spieler (Anm. 198), das nachfolgende Zitat ebenda S. 110. 
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welches er als leichtfertig, unsinnig und lasterhaft charakterisierte, 
enstünden „vber die menschlichen Schäden" hinaus „auch die Laster 
wider Gott den Herrn mit törnen / schelten / fluchen / Gotsslästern / 
mörden und tödten".202  Speziell das Würfelspiel bewege zu „Zorn und 
Vnwillen / welcher die Spiler nit mit Kurtzweil spilen laßt" 203  Manche 
Spiele hätten folglich in ihrer Affektbesetztheit nicht den erwünschten 
Erholungseffekt, weil die Spieler eher zu Gefühlsausbrüchen verleitet, 
anstatt in ruhige Kontemplation versetzt würden, und wären deshalb 
zu bekämpfen. 

Nach Ausweis der Policeyordnung von 1542 führte das Spiel, „wie 
offenwar und lanndtkynndig ist / zu vil schwären Sünden / lasstern / 
und vblthaten",204  es war allgemein nach der Tiroler Landesordnung 
ein „Sündtliche werck".205  Die Spielbeschränkungen finden sich in den 
Ordnungen meist direkt nach bzw. bei den Verboten, die Gottes-
lästerung, Fluchen, Zutrinken und Völlerei betrafen und die in der 
Regel an erster Stelle standen. 206  Allein in der Policeyordnung für 
Tirol aus dem Jahr 1573 rutschte der Artikel vom Spiel etwas weiter 
nach hinten, folgte aber direkt den Bestimmungen zur Sonn- und 
Feiertagsheiligung und zum Alkoholausschank in Branntweinschen-
ken.207 

Interessant und in sich stimmig ist auch die Tatsache, daß kaum 
eigene Strafbestimmungen vorliegen, sondern auf die Strafen für das 
Zutrinken 208  und für die Verwendung und Aufteilung der Strafgelder 
auf Regelungen verwiesen wird, die sich auf die Bestrafung der 
Gotteslästerung beziehen; 209  letztere müssen damit als partielle Blan-
kettstrafnormen für den Bereich der „Laster" herhalten. 

Der Fürstenspiegel „Princeps in compendio", ein erstmals 1632 
publiziertes Kompendium habsburgischer Regierungskunst,210  zählte 

202 GUARINONIUS, Grewel (Anm. 2), S. 1259. 
203 GUARINONIUS, Grewel (Anm. 2), S. 1261. 
204 PO 1542 Art. VIII Abs. 2. 
205 TLO 1532 Buch 7, Tit. 1. 
206 PO 1542, PO 1552, PO 1564/68; PO Stmk 1577, PO Ktn 1577. Auch in Einzel-

mandaten werden des öfteren die Verfolgung von Gotteslästerung, „leichtfertige Spill 
und zutrinken" eingeschärft. Etwa im General vom 25.01.1538 (UB Graz Il 16.950 
Rara 1). 

267 PO 1573 Art. 11. 
208  PO 1566/68 Art. II Abs. 6 auf Abs. 2-4. 
209  PO 1542 Art. VIII Abs. 4 mit Verweis wohl auf Art. V. Abs. 5; PO 1552 Art.VII 

Abs. 14 auf Art. V Abs. 5. 
210 Dazu vor allem: HANS STURmi3ERCER, Der habsburgische „Princeps in compendio" 

und sein Fürstenbild, in: DERs., Land (Anm. 194), S. 188-210. 
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die Austilgung der Laster wie selbstverständlich zu einer „guten 
regierung eines landes" und beinhaltete den Policeyordnungen ver-
gleichbare Diktionen. Auch gegen „übermäßige spiele / aus welchen 
gemeiniglich eile andere Laster zu entstehen pflegen", sollte scharf 
vorgegangen und diese mit den anderen Lastern „gäntzlich ausgerot-
tet" werden, denn: „Es hat sich gar öffters zugetragen / daß gantze 
Königreiche mit den grösten plagen / als hunger 1 pest und krieg / bloß 
deßwegen von Gott seynd gezüchtiget worden / weil der Fürst das 
laster nicht abgestrafft".211  Allgemein galt als politische Handlungs-
maxime, was schon Erasmus von Rotterdam Kaiser Karl V und 
Erzherzog Ferdinand I. empfohlen hatte, nämlich mit guten Gesetzen 
den schlechten Sitten entgegenzuwirken, 212  denn wenn „die lasier 
nicht gestrafft werden / so wird das gute unterdruckt".213 

5.2. Sittlich-Ökonomisch I. Vermögensverschwendung 

Neben diesen negativen Auswirkungen des Spiels auf die gesamte 
Gemeinschaft — perhorresziert und verdeutlicht vor allem durch die 
Kriegsgefahr — stehen solche, die einmal vordergründig nur den 
Spieler selbst oder dessen engstes Umfeld betreffen. Hiebei dachte 
die frühneuzeitliche Policey vor allem an die Verschwendung von Geld 
durch Spielverluste. Getrieben wären manche der Spieler dabei von 
Geiz — nach Guarinoni „ein eytele Melancoley und verkürtzung 
Menschlichen verstands und witzes / sonderlich der gedechtnuß" —214 

und Gier nach Geld. Exzessives, hohes Spiel verursachte nicht gewollte 
Umschichtungen von Vermögenswerten mit bisweilen nachhaltigen 
Effekten auf die bestehenden Sozialstrukturen, letzten Endes hatte 
schließlich die Gesellschaft für die Subsistenzsicherung der durch 
Spielverluste verarmten Personen aufzukommen. „Verspielen", dane-
ben aber auch „Verschencken / Verschlemmen / Verkleyden / Verpanck-
etieren" führte zu übermäßigen Aufwand und wurde deshalb als „fast 
boeß vnnd schaedlich" angesehen. 215  Zuerst betrafen Spielverluste 

211 Princeps in compendio, in: HAMMUSTEIN, Staatslehre (Anm. 141), S. 509. 
212 ERAsmus, Fürstenerziehung (Anm. 171), S. 202£ Zum Einfluß vgl. allgemein 

auch JEAN-CLAUDE MARGOLIN, Erasme entre Charles-Quint et Ferdinand Ier, et le 
modele erasmien du prince chretien, in: Melanges de l'Ecole Frangaise de Rome. 
Moyen Age/Temps Modernes 99 (1987), S. 275-301. 

213 Princeps in compendio, in: HAmmEESTEIN, Staatslehre (Anln. 141), S. 405. 
214 GUARINaNIus, Grewel (Anm. 2), S. 339, 
215 REINHARD LORICH, Paedagogia Principum, Frankfurt am Main 1595, in: Fürsten-

spiegel der frühen Neuzeit, hg. von HANs-OTTO MÜHLEISEN u. a., Frankfurt a. M./Leipzig 
1997,S.71. 
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natürlich den Verlierenden selbst, wenn er eigenes Vermögen inner-

halb kurzer Zeit verschleuderte. Dabei konnte das Spiel dazu verleiten, 

„nit allain die clainvermügigen / sonder auch etwo die Reichen zu 

verderben". 
216 

Daneben bedrohten Hausväter durch unmäßiges Spiel nicht nur 

ihre eigene Existenz, sondern vergingen sich auch an ihren Pflichten 

gegenüber ihren „unschuldigen weib vnd7kindern", denen sie „not-

turfftige leybs narung und vnderhaltung schuldeten. Der Merkvers 

„Spiel / hurey und sauffen / macht / daß ich muß hab unnd gut 

verkaufen: oder / von hauss und hoff lauffen" beschrieb eindringlich 

,jungen Verlobten die Gefahren lasterhaften Lebens. 2111 Guarinoni 

erzählte dazu die Geschichte eines nicht näher genannten Bürgers, 

der „auff einer Trinkstuben alles das sein / und seines Weibs Gut / in 

einer Nacht verspilet / sich sampt seinen Kindern in Ellend" gebracht 

hätte. 219  Allein Enthaltung von Geldspiel könnte die Familien „vor 

Abfall / Schaden unnd Verderben verhüten". 220  Die Praxis kannte 

solche Fälle: In Bruck an der Leitha verspielte etwa 1551 der Satt-

lermeister Hans die Summe von 60 Talern aus dem Erbteil seiner Frau 

beim Kartenspiel, die daraufhin den Gewinner Jakob Paumgartner, 

einen Wagnerknecht, auf Rückgabe verklagte. Ihr Mann war sogar 

mitten unter dem Spiel nach Hause gegangen, um noch zusätzlich Geld 

zu holen. 221 

Letztendlich darf auch nicht vergessen werden, daß die Spielver-

bote darüber hinaus der Erhaltung der Steuerkraft des Einzelnen 

und damit fiskalischen Interessen der Obrigkeiten dienten. 222 Die 

Regelungen stehen somit in der Tradition der Luxus- und Aufwands-

gesetzgebung 223 und fügen sich nahtlos in die Fürsorgepolitik der 

216 PO 1542 Art. VIII Abs. 2. 
217 Po 1542 Art. VIII Abs. 2. 
218 JOHANNES BRANDMILLER, Conciones nuptiales quadraginta ex vetere testamento, & 

viginti ex novo, Basel 1626, S. 146. 
219 GUARINONIUs,  Grewel (Anm. 2), S. 1261. 
220 Po 1573 Tit. 11. 
221 CHRISTIANE Russ, Ein Beitrag zur Geschichte niederösterreichischer Städte an 

Hand der Ratsprotokolle von Bruck an der Leitha (1550-1618), Diss. phil. Wien 1962, 

S. 56-58, Herrn Dr. Martin Scheutz sei für den Hinweis gedankt. 

222 ZOLLINCER, Glücksspiel (Anm. 15), S. 26ff, 

223 MICHAEL STOLLEIS, Luxusverbote, in: GERHARD DILCHER/NORBERT HORN, Sozialwis-

senschaften im Studium des Rechts IV, München 1978, S. 145-151; DERS., Luxus-

 

verbote frühen Neuzeit ,

 

Staatsfinanzierung frühen 

l 
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besonders S. 31ff. 
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frühneuzeitlichen Obrigkeiten ein. Die ständisch gestaffelten Ver-
lustbeschränkungen sollten jedenfalls zu maßvollem Spiel anleiten 
und die schlimmsten Auswüchse verhindern. Weiterhin versuchten 
die zahlreichen Verbote des Spielens auf Borg, die häufig vorkommen-
den Kreditaufnahmen zu Zwecken des Spiels einzudämmen. Oft 
dienten diese überhaupt erst zur Finanzierung des Weiterspielens 
nach Verlusten. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die 
vorgeschriebene Verteilung der wegen Übertretung der Spielverbote 
eingenommenen Strafgelder. Zwei Drittel sollten gemäß der Poli-
ceyordnungen von 1566 und 1568 sowie denjenigen der Steiermark 
und Kärntens von 1577 „Haußarmen oder sonst ad Pias causas 
außgethailt" werden, also im Sinne der frühneuzeitlichen Armenfür-
soge ihre Verwendung finden. 224 

5.3. ,Sittlich-Ökonomisch II. Arbeitsethos 

Die Bekämpfung von Laster und Verschwendung wurde nicht nur zur 
Ehre Gottes und dem ewigen Heil der Untertanen, sondern nicht 
zuletzt wegen „gemainen nutz und wohlfart" betrieben .225 Das Karten-
und Würfelspiel galt Guarinoni als eine dem „gemeinem Nutz schäd-
liche Torheit". Und obwohl er auch die Einsicht zum Besten gibt, daß 
„die Verständigen und Weisen StattRäth / öffters das kleine Vbel / 
grössers zuuerhüten / zu[zu]lassen" hätten, so weist er doch mit 
Bestimmtheit darauf hin, daß das Kartenspiel „als ein vnerbarliches 
und gemeine[m] Nutz gantz schädliches / auch Gotteslästerliches Spil" 
zurückgedrängt gehörte. 226 

Besonderes Ziel der Policey- und Landesordnungen war es, den 
gemeinen Mann „von Lasstern und Müssigganng / zu Eerlicher 
Arbait"227  zu erziehen. In seiner normativen Beschreibung entpuppte 
sich Müßiggang damit als negativ konnotierter Gegenpol zu rechter 
Arbeit, die allein dem gemeinen Nutzen diente; eine Sichtweise, die 
bereits im pädagogischen 228  und politischen Schrifttum seit dem 
Spätmittelalter Verbreitung fand und nun verstärkt zum Tragen 

224 p0 1566/68 Art. II Abs. 7; PO Stink 1577 Art. II Abs. 9; PO Ktn 1577 Art. VIII 
Abs. 3. 

225 Patent vom 31.12.1566 (NÖLA/StA Patente). 
226 GUARINo:VIUs, Grewel (Anm. 2), S. 1260. 
227 TLO 1532 Buch 7 Tit 1. 
228 Etwa im „Jüngling" des Konrad von Haslau: „er verspilt sirre beste zit", nach 

BLAscHYTz, Didaxe (Anna. 25). 
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kam. 229  Auf Fürstenebene warnte Erasmus von Rotterdam vor den 

Gefahren eines schlechten Umgangs künftiger Herrscher: Falls sie 

unter mißratenem Volk wie beispielsweise „Saufkumpanen, Glücks-

spielern und ähnlich dummen wie liederlichen Genießern des unge-

bundenen Lebens" aufwüchsen, neigten sie später bei der Erfüllung 

ihrer Pflichten zur Nachlässigkeit.230  Der schon genannte Wimpfeling 

hatte 1501 vor den schlimmen Auswüchsen nicht gehörig erzogener 

Jünglinge gewarnt, die seiner Ansicht nach dann bloß in „Müßikeit" 

leben, also sich beispielsweise in leichtfertiger Weise „in den offnen 

Winhüsern / by dem Spiel" aufhalten und schließlich an Leib und Seele 

sowie Gut und Ehre Schaden davontragen würden. Ein solcher Geselle 

wäre weder „im selbs nutz" noch „Gemeynen nutz fruhtbar".231  Lobend 

hebt er den Straßburger Prediger Johannes Geiler von Kaysersberg232 

hervor, der gegen die „offnen Stuben" gewettert hatte, weil dort „die 

frummen Burger / und insonders die Handwerekslüt / ir unwiderbring-

lich zitt / und das Gelt in Spielbretten verlieren" .233  Der Verlust 

wertvoller Arbeitszeit durch Spiel und die Warnung vor Müßiggang 

war beispielsweise in den österreichischen Weingartenordnungen 

hinsichtlich der Weinzierle explizit angesprochen worden. 

Die Ausbildung einer neuen Arbeitsmoral zeigt sich ansatzweise im 

policeylichen Versuch einer im ökonomischen Sinn verbesserten Zeit-

strukturierung, des Zurückdrängens von kirchlichen Feiertagen und 

privaten Festen und nicht zuletzt in den Aufwandsordnungen und 

Luxusgesetzen. Die Disziplinierung des Geldspiels war nur ein Teil-

aspekt dieser in sich vernetzten Entwicklung, wobei „im 16. und 

17. Jahrhundert der Aspekt der Versittlichung in einem religiösen 

und ständisch-konservativen Sinn gegenüber einer rationalen Arbeits-

disziplinierung noch im Vordergrund stand".234 

229 Vgl. dazu vor allem GERHARD SCHLICK, Zwischen Ständeordnung und Arbeits-

gesellschaft. Der Arbeitsbegriff in der frühneuzeitlichen Policey am Beispiel Bayerns, 

in: Jahrbuch des Historischen Kollegs 1997, München 1998, S. 113-139, besonders 

S. 123 ff. sowie den Beitrag von Gerhard Schuck in diesem Band. 
230 ERAsmus, Bürstenerziehung (Anm. 171), S. 49. 
231 WIMPFELING, Germania (Anm. 200), S. 87. 
232 Zu diesem jüngst: UWF ISRAEL, Johannes Geiler von Kaysersberg (1445-1510). 

Der Straßburger Münsterprediger als Rechtsreformer, Berlin 1997; zu dessen das Spiel 

betreffenden Reformbestrebungen: S. 218ff. 
233 WIMPFELING, Germania (Anm. 200), S. 89. 
234 Zur gesamten Entwicklung siehe vor allem GERHARD SCHUCK, Überlegungen zum 

Verhältnis von Arbeit und Policey, in: Ius Commune XXII (1995), S. 121-150, das Zitat 

S.134. 
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5.4. Ökonomisch: Förderung der Wirtschaft von Stadt, Markt und 
Grundherrschaft 

Nicht so offensichtlich ist der manchmal rein ökonomische Hinter-
grund. Aus einer Vielzahl moralisierender Klagen und einer erhöhten 
Normproduktion zu einem bestimmten Problemkreis auf ein tatsäch-
lich quantitativ gesteigertes Auftreten des angeführten und bekämpf-
ten Mißstandes zu schließen, ist methodisch nicht ganz ungefährlich. 
Wie Ulf Dirlmeier anhand einiger spätmittelalterlicher Beispiele nach-
gewiesen hat;  besteht bei genauerer Überprüfung der Hintergründe 
mancher Gesetzgebungsakte ein „Auseinanderklaffen zwischen wirk-
lichen und aufgrund obrigkeitlicher Erlasse vermutbaren Gegeben-
heiten" 235 Nicht nur die Sorge um das Gemeinwohl leitete den 
Gesetzgeber, vielmehr sind durchaus auch spezifische wirtschaftliche 
und soziale Interessen im Beziehungsfeld von Obrigkeit und Untertan 
zu hinterfragen. 

Hinsichtlich der Spielverbote gibt es solche Hinweise beispielsweise 
bei der schon angesprochenen Einschränkung des Kirchweihfestes. 
Die Beschäftigung des niederösterreichischen Hofrates mit dieser 
Materie im Jahr 1524 war eindeutig auch Ausdruck der Sorge um 
die Förderung von Handel und Kaufmannschaft der landesfürstlichen 
Städte und Märkte, da die Kirchtage mit ihrem Markttreiben zu große 
Kaufanreize boten und den Städten in ihrem wirtschaftlichen Ein-
zugsbereich einen doch spürbaren Kaufkraftabfluß bereiteten. Sittli-
che Motive gehörten zweifelsfrei dazu, waren aber nicht allein hand-
lungsleitend.236  Ähnliches kann man einem Bericht über den Vollzug 
der Policeyordnung von 1552 in der krainischen Stadt Rudolfswörth 
entnehmen. Die Vertreter der Stadt berichteten von ihren diesbezüg-
lichen Anstrengungen: Sie hätten „bevorab die gottslessterung, 
eepruch, spillen und annder leichtfertige sachen, sovil muglich ab-
gestellt" und die wenigen Übertreter der Ordnung bestraft. Problema-

 

235 ULF DIRLMEIEE, Obrigkeit und Untertan in den oberdeutschen Städten des 
Spätmittelalters, m: WERNER PARAVICINI/KARL FERDINAND WERNER (Hg.), Histoire compa-
ree de l'administration (IVE, XVIIIe siecles), München 1980, S. 437-449, hier S. 448. 236 Siehe Aum. 134. Damit „auch die stet und merkht in aufnemen bracht und die 
kaufinanschafft in dieselben stet und merkcht gewent werden, ist stathalters und 
hofrats guetbedunckhen, das an den obberuerten kirchtägen auf dem geu allain der 
gotsdienst bey den kirchen gehalten, aber das faylhaben und weinschenckhen, tänntz und spil darauf solle verpoten sein, dardurch wurde etwovil unfueg und sonderlich der 
todtsleg verhuet und körnen die stet und merkht in ansehung, das der hanndl darein 
wuechse widerumben in aufnemen". 
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tischer als der Zustand in ihrer Stadt schien ihnen aber diesbezüglich 
das Treiben auf dem Lande. Sie ersuchten nämlich um den Erlaß einer 
Ordnung, die das Treiben auf den ländlichen Kirchtagen sowie in den 
Landgasthäusern, die als „gemaine schlechte tafern" schon negativ 
konnotiert erscheinen, abstellen und die Policeyordnung von 1552 dort 
durchsetzen sollte. In diesen Tavernen herrschte „nichts annders dan 
pöß exempl mit zeritlichait, unwillen, spillen, gotslesstern und ann-
derer ubl, wie dan an den ainschichten bey den pauern gebreuchig 
unnd khain guet werch daraus ervolgt, auch nichts annders dan 
teurung und verderben machen„ .237 

Eine Parallele findet sich in den grundherrschaftlichen Spielbe-
schränkungen, die ebenfalls eingesetzt wurden, um das Spiel eher in 
die eigenen Herrschaftstavernen zu verlagern, mit den positiven 
Nebeneffekten einer erhöhten Verweildauer in diesen Lokalitäten 
und damit größeren Getränkeausgaben, die letztlich dem Herrschafts-
besitzer und über die Getränkeabgaben auch dem Landesherren 
zugute kamen. 238 Weiterhin konnten öffentliche Spielplätze und klei-
nere Glückshäfen auf den Jährmärkten nur mit Bewilligung der 
jeweiligen Obrigkeit errichtet und betrieben werden. Diese ließen sich 
ihre Erlaubnis wohl meist durch einen entsprechend hohen Geldbetrag 
vergüten und waren somit indirekt an den Glücksspieleinnahmen des 
„Pächters" beteiligt bm konnten sich an den Verlusten der Spieler 
bereichern. Kühnel konnte nachweisen, daß die Glückshäfen sich 
immer mehr zu privaten gewerblichen Unternehmen wandelten: 
„Der Glückshafen der urspünglich ins Leben gerufen worden war, 
um Feste mitfinanzieren zu können, um das Prestige und das An-
sehen der veranstaltenden Stadt im rechten Licht erstrahlen zu lassen, 
dieser essentielle Teil eines mittelalterlichen und frühneuzeitlichen 
Volksfestes erfuhr seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts eine 
Kommerzialisierung".239  1599 bestimmte eine Verordnung für Öster-
reich unter der Enns, daß Glückshäfen allein mit Genehmigung der 
niederösterreichischen Legierung und Kammer betrieben werden 
durften, 240  womit eine Monopolisierung der Konzessionserteilung bei 

237 Policeybericht der Stadt Rudolfswört an Jakob Lamberg, Landeshauptmann! 
Krain, 03.12.1560: ARS/Stan. I. 699 (alt 394) [Polizeisachen]. 

238 Vgl. GERALD MÜLLEDER, Spielkarte und Würfel in den „Österreichischen Weistü-

 

mern", in: Unsere Heimat. Zeitschrift des Vereins für Landeskunde von Niederöster-
reich 62 (1991), S. 7. 

239 KÜHNEL, Glückshafen (Anm. 148), S. 343. 
240 General 01.07.1599 (NÖLAlStA Patente). 



Geldspiel und Policey in den österreichischen Ländern 227 

den landesfürstlichen Behörden erfolgt war. In Österreich ob der Enns 
dürfte der Landeshauptmann diese Befugnis ausgeübt haben. 241 

6. Umsetzung der landesfürstlichen Spielverbote 

Allgemein wird in der Forschung bezüglich der Funktion der Strafe ein 
Wandel im 16. Jahrhundert angenommen, wobei insbesondere der 
Einfluß der Reformation eine Änderung der Strafziele und -zwecke 
verursacht habe. Schröder-Kiel hat z. B. anhand der evangelischen 
Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts beobachtet, daß Verstöße 
gegen die vorgeschriebene Sittenordnung nun nicht mehr als bloße 
Ordnungswidrigkeiten betrachtet wurden, sondern vielmehr versucht 
wurde, „positiv auf die Gesinnung des Spielers einzuwirken und seinen 
ärgerlichen Lebenswandel nachhaltig zu verbessern"; 242  eine Tendenz 
die auch den österreichischen Policeyordnungen und Weistümern 
jener Zeit über alle Konfessionsgrenzen 243  hinweg innewohnte. Die 
Hervorbringung eines „Gewissens" als subjektiver Uiebfeder zukünf-
tigen Wohlverhaltens durch die Internalisierung der obrigkeitlichen 
und religiösen Moralvorstellungen sollte diesen Vorgang erst ermögli-
chen. Lazarus von Schwendi beschrieb um 1570 zwar die Aufgabe der 
Regierung damit, daß „man das meist ufsehen auf den gemainen nutz 
hab und durch guete gesetz und ordnung gehorsame und einmütigkeit 

241 Vgl. die landeshauptmannschaftliche Erlaubnis eines Glückshafen in Linz 1583 
(Linzer Regesten B Il K 1, Linz 1960, Reg. 211); die Ablehnung eines solchen aufgrund 
der Äußerung des Magistrats von Freistadt 1598 (Linzer Regesten B II C 2, Linz 1954, 
Reg. 1332-1334). 

242 SCHRÖDER-KIEL, Glücksspielbekämpfung (Anm. 18), S. 193. 
243 HELMUTH FEIGL, Die oberösterreichischen Taidinge als Quellen zur Geschichte 

der Reformation und Gegenreformation, in: Mitteilungen des oberösterreichischen 
Landesarchivs 14 (1984), S. 149-175, etwa S. 154: „Lasterbekämpfung, Förderung 
des Gottesdienstbesuchs und Disziplin während der Messe waren Angelegenheiten, 
die an keine Konfession gebunden sind". THOMAS WINKELBAUER, Sozialdisziplinierung 
und Konfessionalisierung durch Grundherrn in den österreichischen und böhmischen 
Ländern im 16. und 17. Jahrhundert, in: Zeitschrift für historische Forschung 19 
(1992), S. 317-339, hier S.320ff. ortet „starke funktionale Gleichheiten"; DERs., 
Grundherrschaft, Sozialdisziplinierung und Konfessionahsierung in Böhmen, Mähren 
und Österreich unter der Enns im 16. und 17. Jahrhundert, m: JOACHIM BAHLCKE%ARNO 
STROHMEYER (Hg.), Konfessionalisierung in Ostmitteleuropa. Wirkungen des religiösen 
Wandels im 16. Jahrhundert in Staat, Gesellschaft und Kultur, Stuttgart 1999, 5.307-
338. Vgl. auch DIETMAR WILLOWEIT, Katholische Reform und Disziplinierung als 
Element der Staats- und Gesellschaftsorganisation, in: PAOLO PRODI (Hg.), Glaube 
und Eid. Treuformeln, Glaubensbekenntnisse und Sozialdisziplinierung zwischen 
Mittelalter und Neuzeit, München 1993, S. 129-132. 
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erhalte", aber ohne Religion, ohne Andacht und Gottesfurcht sowie —
wie er es ausdrückte — „ohn innerliche Leitung der gemieter" könnten 
die „eußerliche gesatz und Ordnung nimer ir volkumne würkung 
haben" 244  Etwas später deutete der Protestant Veit Ludwig von Sek -

 

kendorff ähnliches an, wenn er als erste Regierungspflicht die Hin-
wendung der Untertanen zu einem ehrbaren und züchtigen Leben 
anführte. Zu einer „Christlichen Policey" gehöre nicht nur die Ordnung 
der „groben Eusserlichen Mißhandlungen" der Gesellschaft, sondern 
vornehmlich müßte auf „Pflantzung Ehr und Tugend in den Gemütern 
und gemeinen Leben vrind Mandel" geachtet werden. 245 

Die Durchsetzung der Policeyordnungen hatte nun auf den unter-
sten Jurisdiktionsstufen zu erfolgen, den Grundherrschaften, Städten 
und Märkten. Diesen Obrigkeiten war die Verkündung der landes-
fürstlichen Ordnungen und Mandate, die Kontrolle der Untertanen 
und schließlich die Verfolgung der Übertretungen aufgetragen. In 
einer Kundmachung des Leobener Stadtrates aus dem Jahr 1530246 

werden beispielsweise diverse Betreffe wohl mehrerer landesfürstli-
cher „bevelch[e]" den Bürgern in gesammelter, wenn auch ungeordne-
ter Form nähergebracht. Hauptinhalt des „Rufes" waren Maßnahmen 
gegen die Wiedertäufer und die Herstellung der öffentlichen Ordnung. 
Gotteslästerung, Fluchen, Zutrinken und „annder dergleichen pöss 
Laster" sollten nicht mehr gestattet sein. In dem für einen Ruf doch 
eher langen Dokument taucht dann natürlich auch das Spiel an 
mehreren Stellen auf. Wirte wie auch „burger und inwonner" sollten 
„in ixen heussern nicht spilen, noch ofen tanntz hallten lassen". Dies 
wurde noch mehrmals wiederholt: Jeder sollte sich vor „spiel, hurerei 
und andern dergleichen posten lasstern verhuetten" und Wirte ihre 
Gäste in der Nacht nicht „spiellen noch trinkhen" lassen, was schließ-
lich noch mit einer Sperrstunde ab neun Uhr abends näher definiert 
wurde. 247  Eine vom Stadtschreiber verfaßte „ordnung und pollicei von 
wegen des gotschweren, zuetrinckhen, huerrerei und annder lasster 

244 SCHWENDI, Diskurs (Anm. 175), S. 200. 
245 VEIT LUDWIG VON SECKENDORFF, Teutscher Pursten-Etat, in: HAMMERSTEIN, Staats-

lehre (Anm. 141), S. 387f, 
246 Ratsverordnung Leoben, 26.05.1530: CHRISTA SCHILLINCER-PRASSL, Die Rechts-

quellen der Stadt Leoben, Wien u. a. 1997, S. 263 ff. 
247 „Zum anndern soll nun furo khain viert, es seye burger oder haytzstaller, uber 

die newnt ur bey nachtlicher weyl khainen spilen, trinkher, noch annder ungeschickht 
lewt in seinem hawss nit sytzen, trinkhen, noch spilen, auch khainen offen tanntz 
hallten lassen". 
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halben" aus dem Jahr 1542 war von den Leobener Viertelmeistern 
öffentlich auszurufen und anzuschlagen, damit unter anderem auch 
die Fremden Kenntnis von den Geboten erhalten konnten. 248 Diese 
städtische Ordnung erfüllte bereits die kurz darauf in der Policey-
ordnung von 1542 aufgestellte landesfürstliche Forderung, daß „ain 
yede Obrigkait für sich selbs [...1 nach jrer gelegenhait besonder 
ordnung bedencken und stellen "249  dürfte. 

Besonders in den grundherrschaftlichen Weistümern zeigt sich seit 
dem 16. Jahrhundert ein Wandel weg von der altüberlieferten Rechts-
weisung des Gewohnheitsrechts durch die Dorfgemeinschaft hin zu 
einer vom jeweiligen Grundherrn stark beeinflußten Dorfordnung, die 
nicht selten sogar die Bezeichnung „Policeyordnung" trägt.250  Die 
Weistümer übernahmen in immer stärker werdenden Ausmaß Rege-
lungsinhalte der landesfürstlichen Policeyordnungen und Mandate, 
sofern sie nicht überhaupt schon in manchen Bereichen durchaus 
vergleichbare Norminhalte aufwiesen. Ein gutes Beispiel für diese 
Vermischung und Beeinflussung der Weistümer bildet das Taiding 
der oberderennsischen Herrschaft Windhag aus dem Jahr 1553. Der 
Grundherr betätigte sich hiebei explizit als Rechtssetzer. Aus dem 
alten Taidingsbuch hätte er einiges „herauß zogen, allain was die röm. 
kun. maj. zu befridung und erhaltung gueter policei und ordnung in 
derselben ierer majestet künigreich und landen für genneral und 
ietzige neu policei hat außgeen lassen, dieselben articl damit der 
gemain man vor straff gewarnet und darneben der röm, kun. maj. 
derselben ganz christlicher aufgerichter policej gehorsamblich gelebt, 
auch hinzue gesetzt und gethann" 251  Der Artikel vom »Spülen` 252 

dieses Taidings ist dann nichts anderes als eine wortgetreue Wieder-
gabe der für die Bauern geltenden Spielbestimmungen der Policey-
ordnung von 1552. Im Banntaiding von Guntramsdorf heißt es sogar 
bloß „Die gottslösterer spiller ehebrecher und andere gemaine lasier 

248 Ordnung für die Viertelmeister/Leoben, 25.05.1542: SCH%LLINGER-PRASSL, Leoben 
(Anm. 246), S. 276. 

249 PO 1542 Art. IV Abs. 2, wenn auch dort bloß auf das Relikt der Gotteslästerung 
beschrankt; PO 1552 Art. IV Abs. 2. 

250 HELMUTH FEacL, Rechtsentwicklung und Gerichtswesen Oberösterreichs im 
Spiegel der Weistümer, Wien 1974, S. 121-137; WINKELBAUER, Sozialdisziplinierung 
(Anm. 243), S. 326 ff; DERB., Grundherrschaft (Anm. 243), S. 330 ff. unter dem bezeich-
nenden Kapiteltitel: „Grundherrlicher Absolutismus". 

251 IGNAz NösSLEÖCK (Hg.), Oberösterreichische Weistümer, Bd.1, Baden/Leipzig 
1939, S. 603. 

252 NössLBßCK, Weistümer (Anm. 251), S. 612. 
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sollen nach der polliceiordnung gestraft werden".253  Das Banntaiding 
der Herrschaft Eisenstadt bestimmte ähnlich, daß „innhallt der polli-
ceien [...] fürnemlich aber das spillen durchaus nit gestattet" sei.254 

Die Verweise auf die Policeyordnungen wie auf landesfürstliche 
Einzelgesetzgebungsakte sind zwar „oft diffus und wenig kon-
kret",255  ergeben aber bei Kenntnis der näheren Umstände dennoch 
ein plausibles Bild der normativen Wirkungsstränge. Der genaue 
Inhalt der grundherrschaftlichen Spielverbote und -beschränkungen 
differiert im einzelnen zwar seh4256  die groben Leitlinien und Grund-
sätze sind aber mit denen der Policeyordnungen identisch. Am direk-
testen erfolgte naturgemäß der Durchgriff landesfürstlichen Rechts in 
denjenigen Grundherrschaften, die den Landesherrn als Grundherrn 
aufwiesen. Dort war die Verlesung der landesfürstlichen Generalia bei 
den Dorfversammlungen die Regel. Der Amtmann der kaiserlichen 
Herrschaft Wildeneck hatte etwa die Untertanen vom Inhalt der 
Mandate wegen des „verbottenen obscheihlichen gotteslessterns, 
fluchen, schwerens, unzichtigen Lebens, ehebruch und hurereien, 
spillens, unmessigen fressen und saufens auch andern dergleichen 
hohsündlichen lebens" zu unterrichten, ein Gerichtsdiener sogar das 
„nachtsitzen bei wein und pier" und das „spillen und karten" durch 
öffentlichen Ruf zu verbieten, weil diese Beschäftigungen „wider die 
ordnung der außgangnen pollicei und mandaten" bzw. „wider die 
ordnung und außgangene generalmandat" verstießen. 257 

7. Schlußbemerkung 

1) Die Policeygesetzgebung ist Ausdruck eines neuen obrigkeitlichen 
Selbstverständnisses auf landesfüstlicher Ebene und einer intensivier-

 

253 Gerechtigkeit und Banntaiding des kaiserlichen Marktes Guntramsdorf 1640, 
in: GUSTAV WINTER (Hg.), Niederösterreichische Weistümer, Bd. 2, Wien/Leipzig 1896, 
S.1098. 

254 Banntaidingbuch Herrschaft Eisenstadt, Ende 16. Jahrhundert in: WINTER, 
Weistümer (Anm. 253), S. 1107. 

255 So MÜLLEDER, Spielkarte (Anm. 238), S. 13, der für die landesfürstliche Gesetz-
gebung aber bloß den „Codex Austriacus" (dort zumeist nur das Datum einiger weniger 
Mandate) benutzte. 

256 Dazu vgl. auch KRISTL LEITICH, Obrigkeitliche Maßnahmen zur Hebung der 
Sitten in den Ländern Unter und Ob der Enns während der frühen Neuzeit. Landes-
fürstliche und herrschaftliche Ordnungen von 1520 bis 1780, Diss. phil. Wien 1968, 
S. 217-243, sowie MÜLLEDER, Spielkarte (Anm. 238), S. 3-16. 

257 Zusätzliche Verordnung, Herrschaft Wildeneck um 1600, in: HERTA EBERSTALLER 
u. a. (Hg.), Oberösterreichische Weistümer, Bd. 3, Graz/Köln 1958, S. 583. 
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teren und verdichteteren Form von Herrschaft. Unterschätzte der 
frühneuzeitliche Normgeber dabei „die Geselligkeitsbedürfnisse und 
die Widerständigkeit der Alltagskultur", 258  wenn er tief verankerte 
Verhaltensweisen zu ändern suchte, oder war es ein „wesentliches 
Kennzeichen der frühneuzeitlichen Verhaltensbestimmungen und der 
Sittengesetzgebung [...], daß sie offensichtlich nicht auf die tatsächli-
che Durchsetzung und kurzfristige Wirkung abzielte[nl",259  sondern 
eher eine langfristige Verhaltensoptimierung erreichen wollten? Man-
cher Schriftwechsel zwischen Kaiser und Reichsstanden, Landesfürst 
und Landstanden sowie die zeitgenössische „Gesetzeslehre"— falls man 
von so einer überhaupt sprechen kann — legen eher ersteren Schluß 
nahe. Der Tenor dabei war: Gesetze gehörten durchgesetzt, unvoll-
ziehbare Normen schaden dem Ansehen des Normgebers. 260 

2) Heinrich Maria Schuster, der im letzten Drittel des vorigen 
Jahrhunderts die bislang einzige rechtshistorische Monographie 
zum Thema verfaßte, verstieg sich für das 16. Jahrhundert — auf 
schmaler normativer Quellenbasis — zu der Einschätzung, daß das 
durch die Maßnahmen der frühneuzeitlichen Gesetzgebung hervor-
gebrachte Spielrecht ein überzeugender Beweis dafür sei, daß „jene 
unselige Leidenschaft doch an Intensität und massenhafter Verbrei-
tung abnahm, und allmälich [sie] wenigstens aufhörte, ein Laster des 
ganzen Volkes zu sein" 261  Diese Interpretation kann wohl nicht mehr 
ernsthaft vertreten werden. Für die Bestimmung des genauen 
„Realitätsgehalts" wie auch der Effektivität der Policeyordnungen 
im Bereich des Spiels müßte ,jedoch noch eine umfassende Unter-
suchung der Praxis erfolgen, die hier nicht geleistet werden konnte. 
Schröder-Kiel konnte anhand einiger deutscher Reichsstädte „die 
langfristigen Disziplinierungserfolge" nur als „gering" bezeichnen, 
wobei „Mängel in der Strafverfolgung und die Inkonsequenz in der 

258 So für den Württemberger Bereich: MARTIN DINGES, Normsetzung als Praxis? 
Oder: Warum werden die Normen zur Sachkultur und zum Verhalten so häufig 
wiederholt und was bedeutet dies für den Prozeß der „Sozialdisziplinierung"?, in: 
GERHARD JARITz (Hg.), Norm und Praxis im Alltag des Mittelalters und der frühen 
Neuzeit, Wien 1997, S. 53. 

259 MA=iAs WEBER, Die schlesischen Polizei- und Landesordnungen der Frühen 
Neuzeit, Köln u. a. 1996, S. 93. 

260 Vgl. bloß die Angaben zur RPO und PO 1568; sowie ERAsmus, Fürstenerziehung 
(Anm. 171), 5.523. 

261 SCHUSTER, Spiel (Anm. 24), S. 197. Schuster behandelt in einem Großteil seines 
Buches vor allem Quellen bis zum 15. Jahrhundert. Die Entwicklung ab dem 
16. Jahrhundert wird dagegen nur mehr an einigen wenigen Beispielen abgehandelt. 
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Strafvollstreckung [...1 ein konstantes Problem darstellten', 262  Auf-
grund fehlender Vorarbeiten, wie etwa Mikrostudien zur niederen 
Gerichtsbarkeit der Frühen Neuzeit, lassen sich momentan leider 
keine vergleichenden Aussagen für den Bereich der österreichischen 
Länder treffen. 269  Gerade das Spiel erweist sich hierbei wohl auch 
wegen des erschwerten Quellenzugangs als eine mehr als spröde 
Materie. Eine systematische Aufarbeitung des niedergerichtlichen 
wie auch kriminalitätsrelevanten archivischen Quellenmaterials ist 
folglich ein dringendes Forschungsdesiderat. 

3) Wenn man das spielrechtliche Programm der frühneuzeitlichen 
Policey zum Schluß noch kurz und prägnant zusammenfassen möchte, 
dann könnte man dieses in leichter Abänderung eines Ausstellungs-
titels264  vielleicht in folgendem Satz andeuten: Gefordert war „Kurz-
weil im Spiel — mit Maß und Ziel". 

262 SCHRÖDER-KIEL, Glückssplelbekämpfung (Anm. 18), S. 272 und 277. 
263 in erster versuch anhand der Uberlieferung einer niederösterreichischen Stadt 

bei: PAusER, Norm und Praxis (Anm. 150), S. 19-40. Der zeitliche Untersuchungs-
rahmen der wichtigen Arbeit von ZOLLIlVGE% Glücksspiel (Anm. 15), beginnt im 
17. Jahrhundert. 

264 „Kurzweil viel ohn' Maß und Ziel". Alltag und Festtag auf den Augsburger 
Monatsbildern der Renaissance, hg. vom Deutschen Historischen Museum Berlin, 
München 1994. 



 

PO-Entwurf PO 1527 PO 1542 PO 1552 PO 1566/68 PO 1573 Mrol PO 1577 PO 1577 Ktn PO-Entwurf 

 

X524 nö. Länder nö, Länder nö. Länder, ÖudE/ÖodE 

 

Stink 

 

1592 

 

nö. Länder 

  

Görz 

    

ÖadE 
Spiel allge- ' Feiertage - - - - Spielen auf - - Jahrmärkte: 

mein Kirchweihen 

    

Borg, Sonn-, 

  

Verbot 

 

Bescheiden- 

    

Feiertage, 

  

Glückshäfen, 

 

heit bei welt- 

    

Verbot 

  

Spielplätze 

 

lichen Festen 

    

Märkte: Aus-

     

(Hochzeiten) 

    

nahme: 

         

Freischießen, 

         

Spielen um 

         

Zinn, Kegeln 

   

Grafen/Her- - - hohes Spiel hohes Spiel 40 fl./auf ain- 25 fl./Tag Verbot Spie- Verbot Spie- 20-30 fl. 
ren/Adel bzw' 

    

sten 

 

len auf Borg len au£ Borg Rh. lTag, 
Landleutel 

    

Ausnahme: 

   

Verbot Spie-

 

Adel 

    

Reichstag 

   

Zen auf Borg 
Hofgesinde - - - - 2 fl. Rh./Tag 1 fl./Tag 1 fl. Rh./Tag 1 fl. Rh./Tag 1 ft. Rh. /Tag 

Bürger - - hohes Spiel hohes Spiel 2 fl. Rh./Tag 1 fl./Tag l fl. Rh./Tag 1 fl. Rh. /Tag 1 fl. Rh. l Tag 
gemeiner hohes Spiel - absolutes absolutes 8-10 Kr./Tag 8-10 KrAag 6 Kr./Tag 6 Kr./Tag 15 Kr. /Tag 
Mann absolutes Ver- 

 

Verbot Verbot 

      

bot an Sonn- 

  

[Ausnahme: 

      

tagen 

  

Österreich 

         

unter der 

         

Enns] 

    

absolutes Ver-

 

Lediges - absolutes 
sinne, Tag.-`; 

      

Verbot 

 

bot 
tverker, 

         

Handwerks-

          

gesinde 

   

[Spielen in 

     

Handwerks- Spielen in Spielen in ? Spielen in ? (unter ge-

 

gesellen.- Öffentlich- Öffentlich- 

 

Öffentlich- 

   

Öffentlich- meine Hand-

  

keit, Falsch- keit, Falsch- 

 

keit, Falsch- 

   

keit, Falsch- werksleute zu 

 

spiel spiel 

 

spiel] 

   

spiel subsumie-

          

ren?) 
Wirte Aufsichts- - Aufsichts- Aufsichts- Aufsichts-

1 

(wie 1552) Aufsichts- - 

 

 -

 

1 pflicht 

 

pflicht pflicht 

 

pflicht 

 

pflicht 

 

TABELLE: Inhalt der Spielverbote in den österreichischen Policeyordnungen des 16. Jahrhunderts (Grobes Schema). l~ 
Bloße Entwürfe sind in Kursive ausgewiesen. CAD 

2 



Inhalt 

JurrA NowOSADTKO: Die policierte Fauna in Theorie und Praxis. 
Frühneuzeitliche Tierhaltung, Seuchen- und Schädlingsbe-
kämpfung im Spiegel der Policeyvorschriften ............. 297 

CHRISTOPH ERNST: Forstgesetze in der Frühen Neuzeit. Zielvor-
gaben und Normierungsinstrumente für die Waldentwick-
lung in Kurtrier, dem Kröver Reich und der Hinteren Graf-
schaft Sponheim (Hunsrück und Eifel) .................. 341 

ULRIKE LUDWIG: Der Entstehungsprozeß der Reichspoliceyord-
nung auf dem Reichstag von Augsburg 1547148........... 383 

LOTHAR SCHILLING: Policey und Druckmedien im 18. Jahrhun-
dert. Das Intelligenzblatt als Medium policeylicher Kom-

 

munikation .......................................... 413 

JULIA MAURER: Policeygesetzgebung und Verwaltungspraxis in 
Baden-Durlach im 18.Jahrhundert ..................... 453 

ThoMAs SIMON: Policey im kameralistischen Verwaltungsstaat: 
Das Beispiel Preußen ................................. 473 

ANDREA ISELI: Die „bonne police" als Zivilisierung des öffentli-

 

chen Lebens. Ein Interpretationsversuch am Beispiel der 
„voirie" von Marseille im 18. Jahrhundert ............... 497 

FRANK KONERSMANN: Auftrag und Amtspraxis der Policeygarden 
im Herzogtum Pfalz-Zweibrücken (1757-1793). Thesen zum 
Aufbau und zur Ausweitung von Policeyverwaltungen in 
deutschen Territorien des 18. Jahrhunderts .............. 525 

GERHARD SÄLTER: Obrigkeitliche Kontrolle durch Inspektion. 
Zum Wandel einer Herrschaftstechnik am Beispiel der Pa-

 

riserPolizei .......................................... 561 

MATTHIAS WEBER: ,,.Anzeige" und „Denuneiation" in der frühneu-

 

zeitlichen Policeygesetzgebung ......................... 583 

GERHARD SCHUCK: Arbeit als Policeystrafe. Policey und Straf-

 

justiz............................................... 611 

Mitarbeiterinnen  und Mitarbeiter des Bandes .............. 627 



Die Deutsche Bibliothek — CIP-Einheitsaufnahme 

Ein Titeldatensatz für diese Publikation ist bei 
Der Deutschen Bibliothek erhältlich. 

© Vittorio Klostermann GmbH Frankfurt am Main 2000 
Alle Rechte vorbehalten, insbesondere die des Nachdrucks und der Übersetzung. 

Ohne Genehmigung des Verlages ist es nicht gestattet, dieses Werk oder Teile in einem 
photomechanischen oder sonstigen Reproduktionsverfahren oder unter Verwendung 

elektronischer Systeme zu verarbeiten, zu vervielfältigen und zu verbreiten. 
Druck: Weihert-Druck GmbH, Darmstadt 

Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier ®isog-

 

Printed in Germany 
ISBN 3-465-03068-0 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15
	Page 16
	Page 17
	Page 18
	Page 19
	Page 20
	Page 21
	Page 22
	Page 23
	Page 24
	Page 25
	Page 26
	Page 27
	Page 28
	Page 29
	Page 30
	Page 31
	Page 32
	Page 33
	Page 34
	Page 35
	Page 36
	Page 37
	Page 38
	Page 39
	Page 40
	Page 41
	Page 42
	Page 43
	Page 44
	Page 45
	Page 46
	Page 47
	Page 48
	Page 49
	Page 50
	Page 51
	Page 52
	Page 53
	Page 54
	Page 55
	Page 56
	Page 57
	Page 58
	Page 59

